
beleg und bilan
V e r e i n i g t  m i t  „ D e u t s c h e  B u c h h a l t u n g s - Z e i t u n g ", „D a s  System ( „ Da s  G e s c h ä f t  )

u n d  „A u f w ä r t s “ ( „ D e r  K o n t o r f r e u n d  )

6 A B ilanz
B ila n z k r it ik
Ü berkapaz itä t, Ü be rkap ita lis ie rung

3 Tagesfragen aus Fabrikbilanzen

Deilation — Ueberkapazität Ueberkapitalisierung.

Auch im kaufmännischen Rechnungswesen sind 
die Spuren der außergewöhnlichen Verhältnisse zu 
lesen, in denen w ir gegenwärtig leben. Ebenso wie 
die Inflation sich auch hier in besonderer Weise aus­
wirken mußte, kann dies auch bei der heutigen 
Deflation nicht ausbleiben.

Was ist Deflation eigentlich?
In der modernen Wirtschaft dient als allgemeiner 

Wertmesser das Geld. Sein Wert beruht im  inter­
nationalen Verkehr auf dem des Goldes. Die Menge 
des vorhandenen Goldes ist nicht immer dieselbe. 
Ebenso die Menge der Waren, zu deren Preis­
messung das Geld dient. Es bestehen also Schwan­
kungen im Verhältnis der jeweils vorhandenen 
Gold- und Warenmengen zueinander. Diese Schwan­
kungen sind im allgemeinen von geringer Bedeu­
tung. Beim E in tritt besonderer Umstände können 
sie aber recht erheblich werden und eine Um­
wertung aller Werte bedeuten. Eine derartige 
Wertänderung haben w ir in Deutschland in der In ­
flationszeit erlebt, als die Tätigkeit der Notenpresse 
die Preis- und Geldverhältnisse völlig aus dem 
Gleichgewicht brachte. Was w ir heute erleben, 
ist eine Verschiebung des Verhältnisses der Gold- 
und Warenmengen in der ganzen Welt, die auf der 
einen Seite durch die Verringerung der zur Ver­
fügung stehenden Goldmenge infolge der unge­
nügenden neuen Goldproduktion und der Gold­
hortung in wenigen Ländern, auf der anderen Seite 
durch die große Überproduktion an Waren ver­
ursacht wird. Einer wesentlich größeren Waren­
menge steht also eine geringere Goldmenge gegen­
über. Die Folge davon ist eine allgemeine Preis­
senkung, die beachtenswerten Umfang annahm. 
Sie ist verbunden m it einer 
Schrumpfung des gesamten Wirtschaftsvoiumens,
insbesondere auch des Geld- und Kapitalverkehrs. 
Dies ist der Vorgang der Deflation, dessen deut­
lichstes Merkmal eben die Preissenkung ist.

In Umsatzbetrieben, deren Vermögen vorwiegend 
aus Umlaufkapital besteht, wie z. B. bei Handels­
betrieben, läßt sich bei entsprechender Organisation 
verhältnismäßig leicht eine

Anpassung an die Bewegung der Preise nach unten

erreichen. Bei Fabrikbetrieben jedoch, die in der 
Regel m it dem Einkauf und der Herstellung der 
Waren über längere Zeit disponieren müssen, ist 
diese Anpassung weniger leicht möglich. Dies zeigt 
sich vor allem in ihrer K a l k u l a t i o n ,  in der 
die Herstellungswerte immer zum Tagespreise und 
nicht etwa zum Anschaffungspreise eingesetzt wer­
den müssen, wenn das Unternehmen konkurrenz­
fähig bleiben w ill. Bei sinkenden Preisen bedeutet 
dies jedoch, daß zu geringeren Preisen als den Ein­
standpreisen verkauft werden muß. Das bedeutet 
rechnungsmäßig Verlust, der sich auch in der Bilanz 
auswirken muß.

Hinzu kommt noch, daß der allgemeine Ge­
schäftsrückgang einen U m s a t z r ü c k g  a n  g 
zur Folge hat, der die Kosten pro Stück der her­
gestellten Ware durch den größeren Anteil der fixen 
Kosten automatisch steigen läßt, ohne daß auf der 
anderen Seite die Möglichkeit bestünde, auch hierfür 
durch höhere Preise im Markte einen Ausgleich zu 
schaffen. Im  Gegenteil, der wachsende Wettbewerb 
hat zur Folge, daß man trotz gestiegener Selbst­
kosten pro Stück zu billigeren Preisen als früher 
verkaufen muß. Auch dies bedeutet rechnungs­
mäßig wiederum Verlust.

Beim Fabrikbetrieb kommt noch weiter hinzu, daß

die Anlagewerte infolge des starken Preisrückganges
überbewertet sind,

wofür es zwar in manchen Fällen den Ausgleich 
durch Offenlegung stiller Reserven gibt, die bisher 
durch Unterbewertung und zu hohe Abschreibungen 
gebildet sein können. Sind solche stillen Reserven 
aber nicht vorhanden, so ist zwar nach § 261 Abs. 3 
HGB. für Anlagewerte nach wie vor trotz eines ge­
ringeren Tageswertes eine Beibehaltung des höheren 
Anschaffungs- oder Herstellungswertes unter Be­
rücksichtigung entsprechender Abschreibungen mög­
lich, aber es entspricht buchungstechnisch auch hier 
zweifelsohne mehr den Tatsachen, wenn er me 
drigere Tageswert durch eine entsprechende W ert­
berichtigung eingesetzt wird. Das bedeutet dann 
natürlich wiederum Verlust.

433
)



So haben w ir denn
infolge der Deflation folgende drei Hauptverlust­

quellen
festgestellt, die m it der Organisation des einzelnen 
Betriebes direkt nichts zu tun haben, sondern von 
außenher indirekt, gewissermaßen als höhere Ge­
walt, auf ihn einwirken, nämlich

1. Verlust bei den Umsatzgütern durch Preisrück­
gang während des Produktionsprozesses,

2. Verlust durch geringere Verkaufspreise, als den 
eigentlichen Kosten entspricht, weil der Anteil 
der fixen Kosten infolge des Umsatzrückganges 
am einzelnen Stück wächst, und

3. Verlust durch den Wertrückgang der Anlage­
güter.
Diese Verluste sollten eigentlich in jedem Fabri­

kationsbetriebe besonders ausgewiesen werden und 
könnten über ein besonderes Wertänderungskonto 
erfaßt werden.

Wenn der Anteil der Fabrikbilanzen m it Verlust­
ausweisen in der Gesamtzahl der Bilanzveröffent­
lichungen in den letzten Jahren immer mehr zuge­
nommen hat und zweifelsohne erst jetzt noch weiter 
zunehmen wird, so sind die genannten drei Quellen 
die Hauptursache hierzu. Im  Einzelfall muß man 
daher
bei der Beurteilung einer Fabrikbilanz heute immer 

unterscheiden,
inwiefern auftretende Verluste tatsächlich aus einer 
mangelhaften Betriebsorganisation entstanden oder 
nur eine Folge der genannten Deflationsursachen 
sind. Das wird fü r den externen Bilanzkritiker 
meistens schwer zu unterscheiden, müßte aber für 
den, der die internen Grundlagen einer Bilanz kennt, 
leicht möglich sein. Der leitende Buchhalter einer 
Fabrik müßte die Organisation seines Rechnungs­
wesens heute so organisieren und analysieren, daß 
er die Verluste aus Deflationsgründen und die aus 
Betriebsgründen genau unterscheiden kann.

Eine andere Tagesfrage aus Fabrikbilanzen ist 
die Erscheinung der Ueberkapazität.

Es gibt Industriezweige, in denen sich schon in 
normalen Konjunkturabschnitten eine allgemeine 
Übersetzung herausgebildet hat, die dem einzelnen 
Betrieb eine volle Ausnützung seiner Kapazität 
nicht möglich macht. Dieser Zustand wurde viel­
fach durch Kartellübereinkünfte m it einer ent­
sprechenden Quoteneinteilung und Preisfixierung 
sogar für die Dauer festgelegt, um auf diese Weise 
dem einzelnen Betrieb trotz der allgemeinen Über­
setzung der Branche eine Existenzmöglichkeit zu 
sichern. Nachdem jetzt infolge des Umsatzrück­
ganges die Kapazität der Betriebe natürlich noch 
viel weniger ausgenützt werden kann, ist ihre Über­
kapazität noch offensichtlicher in Erscheinung ge­
treten. Man spricht von Überkapazität m it Recht 
aber in diesen Fällen immer nur dann, wenn auch in 
normalen Zeiten eine volle Ausnützung der be­
treffenden Betriebe einfach nicht möglich wäre. In 
den Bilanzen der Fabrikbetriebe drückt sich ihre 
Überkapazität stets durch einen unverhältnismäßig 
hohen Anteil ihres Anlagevermögens am Gesamt­
vermögen aus. Dabei sind selbstverständlich immer

die allgemeinen Durchschnittsverhältnisse einer 
Branche als Richtlinie zu nehmen. Ganz allgemein 
kann man für Fabrikbetriebe sagen, daß das Ver­
hältnis zwischen ihrem Umlaufs- und Anlagever­
mögen durchschnittlich etwa 60: 40 i. H. betragen 
sollte. Je mehr Umlaufs vermögen, desto besser ist 
die Ausnutzung der vorhandenen Anlagen. Über­
kapazität bedeutet das Gegenteil. Zeigt sie sich in 
der ganzen Branche, so spricht man volkswirtschaft­
lich von „Überkapitalisierung“ . Dabei denkt man 
an den Begriff des Kapitals im volkswirtschaftlichen 
Sinne als „produzierte Produktionsmittel“ .

Man gebraucht den Ausdruck Ü b e r k a p i t a ­
l i s i e r u n g  aber vielfach auch im  privatw irt­
schaftlichen Sinne. Nämlich dann, wenn
das Eigenkapital eines Unternehmens zu hoch
bemessen ist, so daß es nicht ausgenutzt werden 
kann. Das geschieht z. B. häufig bei der Gründung 
von neuen Unternehmungen durch Fusion einiger 
bereits bestehender Unternehmen. Jeder der be­
teiligten Betriebe möchte natürlich einen möglichst 
großen Anteil an dem Eigenkapital des neuen Unter­
nehmens erhalten. So kommt es dann, daß die ein­
zelnen Betriebe überbewertet werden, und das 
Eigenkapital der Fusionsgesellschaft zu hoch fest­
gesetzt wird. Eine Verzinsung dieses Kapitals ist 
dann natürlich recht schwer. Derartige Fehler 
lassen sich jedoch vermeiden, wenn bei der Grün­
dung einer neuen Unternehmung durch Fusion zwei 
Grundsätze beachtet werden, die Leitner für die Be­
wertung von Betriebseinheiten in seinem Buche 
„Bilanztechnik und B ilanzkritik“  wie folgt formu­
liert hat:

„x . Daß der Wert dieser Einheiten nicht gleich 
der Summe der Werte all ihrer Bestandteile ist. Die 
Einheit kann einen höheren oder einen niedrigeren 
Wert haben als die Summe der Einzelwerte.

2. Daß bei der Bewertung der Einheit von den 
Einzelwerten ausgegangen wird, weil andere Hilfs­
mittel nicht verfügbar sind. Die Übereinstimmung 
zwischen dem Wert des Ganzen und dem Wert 
seiner Teile wird erreicht, indem man das Ergebnis 
der Einzelbewertung im  Verhältnis ihrer Summe 
zum Werte der Einheit diesem Wert durch Berich­
tigung angleicht, erhöht oder ermäßigt (Einzel­
berichtigung).“

Für die Bewertung einer Einheit als Ganzes
muß in erster Linie der Ertrag maßgebend sein, der 
zu dem allgemein üblichen Prozentsatz kapitalisiert 
wird und so den Unternehmungswert ergibt. Dabei 
ist Vorsicht am Platze, denn man bewertet besser 
zu niedrig als zu hoch. Eine zu hohe Bewertung 
wird sich dann durch Unrentabilität oder zum m in­
desten durch eine nur geringe Verzinsung des Eigen­
kapitals deutlich äußern. Solche Fälle sind bei den 
Fusionsbewegungen der letzten Jahre, die bekannt­
lich durch horizontale Zusammenschlußbewegungen 
gekennzeichnet sind, häufig vorgekommen. Ihre 
Auswirkung muß sich jetzt in der Zeit der Krise 
gleichfalls verschärfen. So ist heute neben der 
Frage der Überkapazität der Fabrikbetriebe bei der 
K ritik  von Fabrikbilanzen vor allem auch die Frage 
der Überkapitalisierung zu beachten.

Diplomkaufmann Karl B e r g .
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Skonto
A usnu tzung

Skonto mit oder ohne Vorteil
Unter dem zeitgemäßen Gesichtspunkt der Diskonterhöhung und ihrer Beziehung zum Skonto 

bespricht der Verfasser die Frage der Skontoausnutzung unter Beigabe zweier praktischer Tabellen.

1. Für den Warenkäuier bzw. WarenschuldnerDie p lö tz liche  und scharfe D iskon te rhöhung  der Reichs­
bank ro l l t  in  der W ir ts c h a ft w ieder so a lle rhand  F inanz­
problem e au f. Uns in te ressie rt h ie r n ic h t ih r  ganzer 
F ragenkre is, denn die großen Problem e des G eldm arktes 
haben fü r  die Fachpresse n u r e in  bedingtes Interesse. W ir  
gre ifen  n u r das W ich tig s te  heraus, und das is t

der Einiluß der Zinserhöhung auf den Skonto.

W enn n ä m lich  der D isko n t n ied rige r is t und  der Skonto 
hoch, dann s te ig t der W e rt des Skontos und re iz t um  so 
m ehr zu r Z w e cke rfü llu n g . Steigt dagegen der D isko n t, 
dann v e rr in g e rt s ich auch die Spanne zw ischen D isko n t 
und Skonto und  der Skonto v e r lie rt an Reiz. D ie je tz ige 
starke E rh ö h un g  des D iskon ts  benach te ilig t a lle  lau fenden 
V e rp flich tungen  der W arenschu ldner, die von  ih re n  G läu­
b igern  bzw. L ie fe ran ten  w o h l au f G rund des vorhe rigen  
D iskontsatzes einen angemessenen Skonto zu g e b illig t 
e rh ie lten , der aber den gegenwärtigen V erhä ltn issen  un ­
angemessen sein w ird , fa lls  er n ic h t besonders hoch und 
das Z ie l n ic h t k u rz  ist, denn die Spanne zw ischen den 
Haben- und den Sollzinsen der B anken h a t s ich doch 
vergrößert, die ersteren betragen bei täg lichem  Geld etwa 
4 % , w ährend  die le tz te ren  bis 12 %  per anno betragen.

In  w e lcher W eise also b e rü h rt die D iskon te rhöhung  
den Z ah lu n g sve rke h r bzw. w ie is t die gegenwärtige 
S itua tion?  Mag sein, daß es eine ganze A n za h l von  U n te r­
nehm ern  g ib t, fü r  die der Z ah lu n g sve rke h r ke in  P roblem  
is t, die ih re  Rechnungen bezahlen —  n ic h t w ann  sie fä llig  
sind, sondern, w ann  es ihnen  gerade paßt, die s ich auch 
ke in  Kopfzerbrechen darüber m achen, ob sie etwa

durch den Zahlungsverkehr Zinsen verdienen oder 
verlieren.

Diese U nte rnehm er w unde rn  s ich n u r, w enn sie am  
Jahresschlüsse bei näherer P rü fu n g  der K o n te n  finden, 
daß au f dem B a n kko n to  e rheb liche  Z insen  belastet 
w orden sind. A ber auch, w enn Z insen  ve rd ie n t worden 
sind, m achen sie sich ke ine Sorgen darüber, w oher sie 
e igen tlich  stam m en —  sie s ind eben da, und sie m achen 
auch ke inen  U ntersch ied  zw ischen Lagerzinsen und 
Z ie lz insen.

Größere F irm e n  —  n a tü r lic h  auch n ic h t a lle  —  m achen 
jedoch den Z ah lu n g sve rke h r zu e inem  Nebengeschäft, 
das sogar rech t lu k ra t iv  sein kann . W enn  jem and z. B.
R M . 70 000.__ W arenrechnungen zu bezahlen h a t und
kann  dabei etw a R M . 1200.—  Z insen  verd ienen, so 
ve rlo h n t es sich schon, darüber nachzudenken, w ie  das 
m ög lich  zu m achen w äre, und w ie  m an  sich eine en t­
sprechende O rdnung und Ü bers icht im  Z ah lu n g sve rke h r

durch
Skonto

fü r  die inis- fü r  die restliche
Karenzzeit gesamt K reditze it

bei 4% bei 4% bei b P- a -
p. a. p. a.

4 1 I 2

Z insgew inn =  * f  
Z insverlust =  —  
aus Spalten 3— 4 

bei %  p. a.

1 12

a) bei 3 Monaten Ziel oder sofortiger Kasse mit einem 
Skonto nach Spalte 1

i V i
2

2V2
3
4
5

_ xVt i 3 + 7 t___ 2 i 3 +  i_ 2 7 t r 3 +  iVa_ 3 i 3 -I- 3_ 4 i 3 +  4
— 5 i 3 +  5

- i  7 t— i
-  7*

+  2

b) bei 3 Monaten Ziel oder Kasse innerhalb 14 Tagen 
m it einem Skonto nach Spalte 1

i 1/ .
2
2 7 .
3
4
5

7 « i V» V. 2 7 , +  7 .
7 t 2 7 s 7 . 2 7 , +  1 7 ,
7 t 2 7 , V, 2 7 , +  i 7 «
7 t 3 7 , V. 2 7 , +  2 ' / ,

7« 4 7 s V. 2 7 , +  3 7 ,
7 t 5 7 . 7 . 2 7 , +  4 7 ,

-  V«
— 7 ,
+ 7« 
+ 7 s 
+ iV, + 2 7 ,

17 t 7 , ■ 7. 7 , 2 +  x7 t
2 7 . 2 7 , 7 . 2 +  I Vs
2 7 a 7 . 2 V, 7 . 2 +  21/*
3 7 , 37, 7 . 2 +  2 */8
4 7 , 4 7 , 7 . 2 +  37a
5 7 . 5 78 7 , 2 +  4 Vs

c) bei 3 Monaten Ziel oder Kasse innerhalb 30 Tagen 
mit einem Skonto nach Spalte 1

-  7 .
+  7 , 
+  V, 
+i7, 
+  2 7 , 
+ 378

d) bei 2 Monaten Ziel oder sofortiger Kasse mit einem
Skonto nach Spalte 1

* 7 ,
2

aV«
3
4
5

e) bei 2 Monaten Ziel oder Kasse innerhalb 14 Tagen 
mit einem Skonto nach Spalte 1

_ I 7 a 7 . 2 +  7*_ 2 7 .
7 ,

2 +  1 7 i_ 2 7a 2 +  i  V t__ 3 V3 2 +  2 l /s_ 4 7 , 2 +  3 7 3
— 5 7 , 2 +  4 7 a

-  7 .
+ " 1/ .  
+ i  
+ 2 
+  3

1 V i
2

21/ 3
3
4
5

7« i7 . 7. >7. + i Vt
7 t 2 7, 7, i7 , + I Va
7« 2 7, 7, i 7 i + 2 7«

7t 37, 7. *7» + 2 Vs
7t 47, 7, i7 , + 3 Va
7« 57, 7, 1 7, + 4 Vs

+  Vt 
+  V 3
+ iV fl
+ I V .  
+  27a 
+  3 a/a

f) bei 2 Monaten Ziel oder Kasse innerhalb 30 Tagen 
mit einem Skonto nach Spalte 1

7 , ■ 7 . 7 . I +  i 7 .

7 , 2 7 , V , I -f~ 2

7 , 2 7 . 7 . I +  2 7 a

7 . 3 7 , 7 , X +  3

7 . 4 7 , 7 . I +  4

7 . 5 7 , 7 , I +  5

+  V.
+  IV ,
+ I ‘ / l
+  2 7 ,  
+  3 Vs 
+  4 7a

Tabelle i .

schafft. U m  die erhebliche und  zeitraubende E inze l­
rechnere i zu verm eiden, geben w ir  vorstehend eine 

Tabelle, aus der der
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2. Für den Warenlieferanten bzw. Warengläubigei.Zinsgewinn und Zinsverlust bei den verschiedensten
Zahlungsbedingungen

hervo rgeh t, und zw ar u n te r der B e rücks ich tigung , daß

a) nu r eigenes K a p ita l m it  4 %  (täg liches Geld),

b) L e ih ka p ita l zum  Banksatz m it  12 %  in  Frage kom m t.

In  der Tabelle I  ( fü r  den Schuldner) bedeutet die 
Spalte 1 den be w illig te n  Skontosatz, die Spalte 2 g ib t den 
Z insbe trag  an, der zum  Skonto h in zu ve rd ie n t w ird  und 
zw ar durch  das Liegenlassen des Geldes au f der B a n k  fü r  
die ausnutzbare Z e it bis zum  E n d te rm in  der S kon to fris t 
(K a renzze it). D ie Spalte 3 is t die Summe von Spalten 1 
und 2, g ib t also den G e s a m t z i n s g e w i n n  a n .  
D ie  Spalte 4 g ib t den Z i n s  v e r l u s t  bekannt, e inm al 
u n te r B e rücks ich tigung  des eigenen Guthabens, das m it 
4 %  ve rz ins t w ird , dann des etwaigen Bankle ihgeldes, 
w o fü r  ja  bis zu 12 %  in  Frage kom m en. W ir  haben den 
ungünstigsten  Satz, also den Höchstsatz angenom m en. 
D ie Spalte 5 ze ig t uns die jew e ilige  P lus- oder M inus- 
D iffe renz aus den Spalten 3 . / .  4 als G ew inn oder V erlus t 
per Saldo.

H a t z. B. jem and  eine R echnung m it  den Z ah lungs­
bedingungen: Z ie l 3 M onate oder per Kasse m it  2 %  
Skonto e rha lten  (siehe a), dann is t bei der Z a h lu n g  un te r 
A bzug des Skontos noch 1 %  Z insen ne tto  zu verdienen, 
w enn m an e in  B ankgu thaben  h a t;  is t das n ic h t der F a ll, 
muß m an B a n k k re d it in  A nspruch  nehm en, so h a t der 
Skonto ke inen  W e rt und m an n u tz t besser das Z ie l aus, 
w e il m an dann das Geld z ins fre i ha t, weder daran ve r­
d ien t noch v e rlie rt. D ie hohen B ankso llz insen  nehmen 
einem  n iedrigeren  Skonto  jeden A n re iz  z u r , Bezahlung 
vo r F ä llig k e it. Im  üb rigen  kan n  gesagt werden, daß n ich t 
n u r die Länge dieser K a renzze it a u f die Höhe des effek­
tiv e n  Z insgew inns maßgebend ist, sondern auch die Höhe 
des Skontos. D ie Z ie llänge  selbst bee in fluß t ja  den Skonto­
gew inn  n ich t. S e lbstverständ lich  v e rr in g e rt sich ja  der 
Z insgew inn , je  höher der B ankzinssatz ist.

In  der Tabelle 2 ( fü r  den G läubiger) is t die Spalte 1 
iden tisch  m it  der g le ichen Spalte der Tabelle 1, n u r m it  
dem U ntersch ied, daß, was h ie r Z insgew inn  ist, dort 
Z i n s v e r l u s t  is t. D ie Spalte 2 is t im  Gegensatz zu 
derjen igen der Tabelle 1 u n te r te ilt, und zw ar ha t der L ie fe ­
ra n t zu unterscheiden, ob die Z insen der K a renzze it fü r  
die S kontozah lung  vom  eigenen K a p ita l getragen werden, 
oder ob er m it  B a n k k re d it a rbe ite t. D ie Spalte 2 ver­
ze ichnet den entsprechenden G esam tverlust, je  nachdem, 
ob es sich um  eigenes K a p ita l oder um  L e ih k a p ita l handelt. 
D ie Spalte 4 verze ichne t den Z insgew inn , den der L ie fe ­
ra n t dadurch von  seiner B a n k  ha t, daß er du rch  die 
frühe re  Z ah lu n g  des Schuldners das Geld au f die B ank 
b ringen  ka n n  und  zw ar gerechnet fü r  die Z e it des Z ie ls. 
F o lg lich  e rg ib t die Spalte 5 den entsprechenden D iffe renz­
betrag. Diese Tabelle ze igt, daß der L ie fe ra n t in  jedem 
Falle  Z insen  e inbüßt, w ährend  der Schuldner zum indest 
e in  entsprechendes zinsfre ies Z ie l ha t oder aber un te r 
Um ständen noch Z insen gew innen kann , was fü r  ih n  
w ic h tig  ist, w ährend  die Z ins frage  fü r  den L ie fe ran ten  
von sekundärer Bedeutung ist, w e il er ja  m it  dem frü h e r 
here ingekom m enen Gelde arbe iten  und so einen neuen 
G ew inn erzielen kann , der zum indest den Z in sve rlu s t 
ausgleichen muß.
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Z i n s v e r l u s t Zins- Per Saldo

durch
Skonto

* für die 
Karenzzeit 

bei % p. a.

insgesamt bei 
% P- a.

gewinn 
für die 
restliche 
Kredit­
zeit bei

Zinsverlus'i =  — 
aus Spalten 3 — 4  

bei % p. a.

4  | 1 2 4 1 12 4% P- a. 4 1 1 2

a) bei 3 Monaten. Ziel oder sofortiger Kasse mit einem 
Skonto nach Spalte 1

1 — — — 1 V 2 1 -  V .
2 —- — — 2 1 — I
2 Vu — — — »V * 1 - I V .
3 — — — 3 1 —2

4 — — — 4 1 —3
5 — — — 5 1 —4

b) bei 3 Monaten Ziel oder Kasse innerhalb 14 Tagen 
m it einem Skonto nach Spalte 1

i  Va V . V»
2 V . V .
2 Va V . V .
3 V . V .
4 V , V .
5 V . V ,

2 V  0 -  V«
2 V i Va — I 1/ .
3 ‘/o — I * /  «
3 V i V . - 2  V i
4 Va V« 3 V  3
5 V i V , - 4  Va

—I

c) bei 3 Monaten Ziel oder Kasse innerhalb 30 Tagen 
m it einem Skonto nach Spalte 1

1 Va Va I i */• 2 Va Va - I V ,
2 Va I 2 Va 3 Va —I'/.
2 Va Va I 2 V i 3 Va v»  ■ - 2  V i
3 Va I 3 Va 4 V , - 2  V i
4 Va I 4 Va 5 Va - 3  Va
5 V» I 5 Va 6 V . - 4  V i

d) bei 2 Monate Ziel oder sofortiger Kasse mit einem 
Skonto nach Spalte 1

1 Va — — — 1 Va V i ~  7«
2 — — — 2 V , - i  V
2 Va — — — 2 Va V , — i  V
3 — — — 3 V , —2 V
4 — — — 4 V  3 —3 V
5 — — 5 V —4 V

e) bei 2 Monaten Ziel oder Kasse innerhalb 14 Tagen 
mit einem Skonto nach Spalte 1

I  Va 'A V . 1 V i 2 V , — I V .
2 V i V i 2 ' / i 2 V i V , I  V  3
2 Va V i V i 2 V i 3 V i - 2 ' / »
3 V . V . 3 V , 3 Va V i - 2  Va
4 V , V i 4 V . 4 V i V . — 3*/a
5 V  0 V i 5 V i 5 V i V i - 4  Va

f) bei 2 Monaten Ziel oder Kasse innerhalb 30 Tagen 
mit einem Skonto nach Spalte 1

I  Va Va I l ' / i 2 Va V , - I V 2
2 Va I 2 V i 3 >/• —2
2 Va V i I *  V i 3 Va V , —2 V .
3 Va I 3 Va 4 V  a —3
4 Va 1 4 l/a 5 Va —4
5 Va I 5 ' / . 6 V  3 — 5

Tabelle 2 .

M an kann  also sagen, daß die G ew ährung eines der 
Z e it bzw. dem G e ldm arkt entsprechenden Skontos 
ebenso im  Interesse des L ie fe ran ten  lie g t w ie  im  In te r ­
esse des K äu fe rs . Der erstere g ib t dadurch  den A nre iz  
des G ewinns einer entsprechenden Z insd iffe renz. Es 
dü rfte  also fü r  den Schuldner zw eckm äß ig  sein, bei E r­
h a lt von  R echnungen die Tabelle zur H and zu nehmen und 
sich darüber zu in fo rm ie ren , ob aus dem Skonto ein V or­
te il zu erzielen ist oder n ich t.

R icha rd  B r a u n s .
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Beleg und  B ilanz 
4. Jahrgang, H e ft 28 
1. O ktober 1931

10 B N otve ro rdnung  
Steueramnestie 
VO . v. 19. 9. 31, d r itte r  T e il

Janus dreiköpfig
A ls  ich  vo r kaum  dre i W ochen über „das zweite Gesicht 

der Steueram nestie“  berichtete, lag  es m ir  in  der Feder, 
an den Schluß zu schre iben: H e rr, laß genug sein des 
grausam en Spiels.

Das dritte Gesicht der Steueramnestie,
das uns der d ritte  T e il der inzw ischen ve rö ffen tlich ten  
N o tve ro rdnung  vom  19. September 1931 zeigt, is t noch 
—  grausam er.

N ich t wegen der d a rin  entha ltenen  speziellen Bestim ­
m ungen, n ic h t deshalb, w e il die Notverordnungspsychose 
ju ris tische  U nm ög lichke iten  und pyth ische D unke lhe iten  
tre ib t, sondern wegen ih re r K on tras te  zw ischen W o rt und 
Tat, die m ehr als bedenklich  erscheinen.

M ehr als bedenklich  fü r  den, der noch im m e r seine 
H o ffnung  a u f einen festgefügten Staat und a u f Staats­
a u to r itä t sch lech th in  setzt, besonders bedenklich aber 
fü r  den, der in  der Gesetzgebung noch im m e r H o r t und 
H ü tu n g  der S taatsm ora l s ieht. D ie beiden ersten Ge­
s ich te r der Steueramnestie haben uns tropfenw eise daran 
gewöhnt, daß der „S te u e re h rlich e “  von  Gesetzes wegen, 
w ir ts c h a ft lic h  gesprochen, in  schweren N achte il, ja  in  
V e rlus t geraten is t dem gegenüber, dem es bis zum  18. J u li 
1931, dem R ettungsanker, m it  m ehr P fif f ig k e it als Cha­
rak te rs tä rke  gelang, durch  die Maschen des Gesetzes zu 
schlüpfen, „s te u e ru n e h rlich “  zu sein.

W ir haben uns damit abgefunden
in  der durch  die A u fhebung  der Pressefre ihe it gestärkten 
E rke n n tn is , daß n ic h t m ehr der a lte  Spruch g il t :  W er 
die M acht hat, h a t auch d a s  Recht, sondern die Abw and­
lu n g : W e r die M ach t hat, ha t im m e r recht.

Es is t aber staatsbürgerliche P flich t, d a rau f h in zu ­
weisen, daß die grassierende V ie lfä lt ig k e it dieses „J a n u s “ , 
der seit dem klassischen A lte r tu m  stets n u r zwei Köpfe 
hatte, dann zu r offenen Gefahr w ird , w enn ih m  e in  d r itte r
__und, w er weiß, noch m ehr K öpfe  angedichte t werden.
In  diesem aku ten  G efahrstad ium  befinden w ir  uns je tz t. 
D ie „V ie lk ö p fig k e it“

führt zwangläufig zu unerträglichen Kontrasten.

A ls  da s ind :

1. A m t l i c h  w i r d  m i t g e t e i l t :
Es is t in  le tz te r Z e it eine so weitgehende M ißach tung  

der "Gesetze und ein so erschreckender M angel an gesun­
dem G em einschaftsgefühl und s taa tsbürgerlicher Ge­
s innung he rvorge tre ten , daß durchgre ifende A b w e h r ­
m a ß n a h m e n  (!) une rläß lich  sind. D ie Reichsregie­
run g  h a t sich daher entschlossen, zum  Schutze der ö ffent­
lichen  S i c h e r h e i t  u n d  z u r  R e i n e r h a l ­
t u n g  d e r  d e u t s c h e n  W i r t s c h a f t  u n d  
d e r  ö f f e n t l i c h e n S t e u e r m o r a l { ! )  dem H e rrn  
R eichspräsidenten den E rlaß  e iner N o tve ro rdnung  über 
die E rr ic h tu n g  von  Sondergerichten vorzuschlagen. Die 
Sondergerichte sollen in  einem  au f das äußerste beschleu­
n ig ten  V e rfah ren  zu r A b u rte ilu n g  von  g röb lichen  T e rro r­
akten  und G ew a lttä tig ke ite n  sowie von  schweren F ä llen  
verbrecherischer geschäftlicher M iß w irtsch a ft oder Steuer- 
und D ev isenh in te rz iehung  berufen se in .“  (B .T . N r. 444
v. 20. 9. 1931.)
2. Demgegenüber aber wissen w ir ,  um  n u r einige Bei­
spiele zu nennen, durch  die
„die Steuermoral“ mit Bestimmtheit nicht gehoben
worden ist,

daß m an jah re lang  V e r m ö g e n s t e u e r  erhoben hat 
nach Verm ögensw erten vom  1. Januar 1928, die schon 
lange n ic h t m ehr bestanden;
daß sich h ie ran  e in  R attenschw anz g l e i c h  z u  b e ­
h a n d e l n d e r  S t e u e r a r t e n  ansch ließ t; 

daß m an bei der E i n k o m m e n s t e u e r  durch E in ­
fü h ru n g  der E inkom m enstu fen  eine verschle ierte E in ­
kom m ensteuererhöhung vorgenom m en h a t; 

daß m an, u m  Geld in  die Staatskassen zu bekom m en, eine 
s t e u e r f r e i e  H i l f e r d i n g a n l e i h e  im  Jahre 
1929 schuf, die m it  dem P rin z ip  g le ichm äß iger Steuer­
ve rte ilu n g  b ra c h ;] |
daß m an bei Z us tim m un g  des Reichstags zum  Y oungp lan  
in  ungezäh lten  M in is terreden die A u f h e b u n g  d e r  
A u f b r i n g u n g s l e i s t u n g e n  m it  so fo rtige r W ir ­
kung  b indend zusagte, u m  sie g le ich  darau f, „ n u r  fü r 
e inige Jah re “  bestehen zu lassen;
daß m an erst jü n g s t bestim m te : „D e n  ( A u f b r i n -  
g u n g s - )  V o r a u s z a h l u n g e n  un te rliegen  n ic h t 
die U n te rnehm er, bei denen die Voraussetzungen der 
persönlichen A u fb r in g u n g sp flich t am  1. Januar 1931 
n ic h t m ehr Vorgelegen haben.“

Im  selben A tem zug aber verfüg te  der R F M .: „D e r  
P flich tige  ka n n  also m it  dem E inw and , daß der E inhe its ­
w e rt (W e rt) seines gewerblichen Betriebs nach dem 
Stande vom  1. Januar 1931 n iedriger sein w ird  als der 
zu le tz t festgestellte W e rt ( im  a llgem einen also der vom
1. I. 1928) { g r  u  n d s ä t  z 1 i  c h  n i c h t  g e h ö r t  
w e r d e  n. “

D a n n  k a m e n
die Verordnungen zur Belohnung der „Steuerunehr­

lichkeit“
(erstes und zweites G esicht). D ie K rone  setzt diesem 
System der G e ldzu führung  in  die Staatskassen die N o t­
ve ro rdnung  vom  19. September 1931 au f m it  der Steuer­
am nestierung, w enn D u  —  w enn D u  steuerfre ie Reichs­
bahnan le ihe  zeichnest. Be i Besprechung der E inze l­
he iten  der d r itte n  S teueram nestieverordnung w ird  noch 
a u f eine ganze Reihe in  dem h ie r gem einten Sinne ge­
fa h rv o lle r  B estim m ungen h inzuw eisen sein.

Z unächs t aber die F rage: W a ru m  zu r H ebung „d e r 
ö ffentlichen  S teuerm ora l“  der Schutz, ja  die Belohnung, 
noch m ehr die abso lu t e indeutige Bevorzugung der Steuer­
u n m o ra l?

Zwei Zitate,
die Schein und W irk lic h k e it  g re ll be leuchten :

3. M in is te r T re v ira nu s  au f der R eichstagung des ch ris t­
lic h  - sozialen Volksdienstes in  Le ipz ig  am 21. 9. I 931 • 
„ M i t  den M aßnahm en gegen die K a p ita lf lu c h t habe 

m an gute E rfa h ru n g e n  gemacht. A lle in  am  F re itag 
(18. 9.) habe e in  Steuersyndikus beim R e ichs finanzm in i­
s te rium  100 M illio n e n  R M . fü r  seine K lie n te n  angeme e , 
und  eine V ie rte ls tunde  später habe ein anderer euer- 
synd ikus  die Nam en von  60 p rom inen ten  K unden  ge­
b ra ch t.“  (B .T . N r. 44s v. 21. 9. I 931-)

D em gegenüber:
4. A m tlic h  w ird  m itg e te ilt :

„D ie  a u f G rund der Selbstanzeige gewährte Steuer- 
am nestie h a t zw ar n ic h t unbeachtliche E rfo lge  geha t, 
im m e rh in  g laub t die R eichsregierung gew ichtige A n ­
ha ltspunk te  d a fü r zu haben, daß bei w e item  noch n ich t
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alle  Kreise der B evö lke rung  den e rnstlichen  W ille n  ge­
hab t haben, ih ren  steuerlichen V e rp flich tungen  nachzu­
kom m en und die b isher verschwiegenen Vermögenswerte 
der Besteuerung w ieder zuzu füh ren .“  (B .T . N r. 444 v. 
20. 9. 1931-)

Allerhand, wenn man an die zehn Jahre Zuchthaus
denkt.
A lle rh a n d  auch bei dem V ie rte ls tundenerfo lg  des M in i­

sters T rev iranus . U nd w ie k o m m t es dann, daß m an bei 
der neuen A m nestiean le ihe der Reichsbahn lt .  B. T. 
N r. 442 n u r m it  e inem  Betrage von  200 bis 300 M ill.  RM . 
rechnet, w obei besonders beachtlich  ist,’ daß nach § 8 
Abs. 1 der neuen S teueram nestieverordnung eine bereits 
erstatte te Selbstanzeige zurückgenom m en und s ta tt 
dessen R eichsbahnanleihe gezeichnet werden kann?  W er 
h a t den M u t, solche K on tras te  n ich t fü r  überaus bedenk­
lic h  und ge fäh rlich  zu ha lten?

5. W a ru m  aber h a t m an es bei den haushohen Strafen, 
bei den E rfo lgen  nö tig , die S teuerehrlichen dadurch end­
g ü ltig  und  ausgiebig v o r den K o p f zu stoßen und die 
Reichsbahnanleihe, diese Am nestieanle ihe, m it  so w e it­
gehenden V o rte ilen  auszustatten, daß das „B e r l in e r  Tage­
b la tt“  ( in  N r. 44s v. 21. 9. 1931) schon a lle in  a u f G rund 
der V erz insung m it  „n e tto  4 14% "  feststellen k a n n : „ I n ­
sofern m achen die betreffenden Zensiten

also noch ein gutes Geschäft.“
Z e ig t auch das noch im m e r n ich t erschreckend deut­

lich , a u f w elchen Abwegen sich die N otverordnungs­
psychose bewegt?

Gefahren über G efahren, Bedenken über Bedenken 1 
D er M in is te r T rev iranus  ha t sich au f der e rw ähnten 
Tagung in  Le ipz ig  „gegen die K r it ik e r  der Reichsregie­
ru n g “  gewandt, zu denen w ir  be iläu fig  n i c h t  gehören, 
das sei ausd rück lich  festgestellt, sondern w ir  k r it is ie re n  
h ie r n u r w ir ts c h a ft lic h  und sachlich den d re iköpfigen 
Janus dieser Steueramnestie Verordnung, —  der M in is te r 
T re v ira nu s  ha t in  Le ipz ig  e rk lä r t :  „D ie  Parte ien  könn ten  
von  den M in is te rn  n ic h t verlangen, daß ihnen  m ehr ein­
fa lle  als den F üh re rn  der P arte ien.“

Es i s t  ihnen  aber m ehr, v ie l m ehr e ingefa llen.

I .  Die nachfolgenden Einzelheiten
der d ritte n  Steueram nestieverordnung werden das be­
weisen:

A. A n s t a t t  S e 1 b s t a n  z e i g e a u c h  Z e i c h ­
n u n g  s t e u e r f r e i e r  R e i c h s b a h n ­
a n l e i h e  1 9 3 1 .

I .  A ls  der P lan  der Reichsbahnanle ihe au ftauch te , las 
ich  irgendw o als Begründung, daß ih re  V erb indung  m it 
der Steueramnestie da rau f zu rü ckzu füh ren  sei, daß große 
U nternehm ungen bei V ornahm e der Selbstanzeige be­
fü rch te ten , irgendw ie in  ih rem  R ufe geschädigt zu werden, 
und daß deshalb das erste und zweite Gesicht der Steuer­
amnestie noch n ic h t ausreiche. M an m uß sich h ie r k la r  
m achen, daß es den R u f solcher S teuerp flich tigen  n ich t 
geschädigt hat, daß sie S teuerzuw iderhandlungen im m e r­
h in  e rheb licher N a tu r begingen. M it  der neueröffneten 
M ö g lichke it w ird  eine ausgesprochene Verbeugung vo r 
dem ge fü llten  Geldsack gemacht, also

innerhalb der Steuerunehrlichen eine neue Gruppe 
gebildet,

die au f G rund gesetzw idriger H and lungen n ic h t n u r das 
P r iv ile g  der no rm a len  Steueramnestie genießt, sondern 
w ie  e in  besonders rohes E i behandelt und m it einem 
S onderpriv ileg  ausgestattet w ird . R und heraus gesagt, 
hande lt es sich h ie r u m  eine p riv ile g ie rte  Rechtszer­
setzung von  g rundsä tz liche r Bedeutung.

Im  Sinne der V o rs c h rift, daß ans ta tt durch Selbst­
anzeige Steueramnestie e rlan g t werden kann  dadurch, 
daß bis zum  A b la u f der S teueram nestie frist steuerfreie 
Reichsbahnanle ihe erw orben w ird , sind:
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1. s t e u e r p f l i c h t i g e  W e r t e :

steuerpflich tiges Verm ögen, steuerpflich tiges E in ko m ­
m en, s teuerp flich tige r Gewerbeertrag, steuerpflichtiges 
G ew erbekapita l, s teuerp flich tiger Um satz, erbschaft­
steuerp flich tige  (auch schenkungsteuerpflichtige) E r­
w erbe;

2. R e i c h s b a h n - A n l e i h e :

die 4 % % ig e  steuerfreie A n le ihe  1931, die von  der 
Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft nach Maßgabe 
e iner besonderen Bekanntm achung ausgegeben w ird ;

3. E r w e r b  b i s  z u m  A b l a u f  d e r  A  m  n  e- 

s t  i  e f  r  i  s t :

Zeichnung  der R e ichsbahn-A nle ihe bis zum  15. Ok­
tober 1931 sowie vo llständ ige und rech tze itige  Z ah­
lu n g  des Erwerbspreises gemäß der Bekanntm achung 
der Deutschen Reichsbahn-G esellschaft. (3. S tA m .
VO. § 2.)

I I .  Die Vergünstigungen,
die m it  dem E rw erb  der Reichsbahnanle ihe 1931 ver­
bunden sind, erstrecken sich n ic h t n u r w ie  bei der Steuer­
amnestie durch  Selbstanzeige au f die B e fre iung  von 
Steuernachzahlungen und Steuerstrafen, sondern auch 
au f eine weitgehende S teuerfre ihe it. Besonders betont 
werden mag, daß, w enn auch n ic h t der G rundsatz der 
bisherigen Steueramnestie, daß durch diese n u r bis zum  
31. Dezember 1929 endende Steuerabschnitte e rfaß t w er­
den sollen, h in s ic h tlic h  der Steuernachzahlungen durch­
brochen w ird , dennoch e in  B ruch  in  der g le ichm äßigen 
B ehandlung der S teuerunehrlichen dadurch geschieht, 
daß der E rw erbe r von  Reichsanleihe a u sd rück lich  von 
S teuerstrafen fre i w ird , die sich aus S teuerzuw iderhand­
lungen fü r  den Steuerabschnitt 1930 ergeben.

1. D i e B e f  r  e i u n g e n  b e i  A n l e i h e e r w e r b  

beziehen sich au f
a) B e fre iung  von  der Selbstanzeige (v g l. H e ft 26 S. 405 

un te r I) . H ie ru n te r fä l l t  n ic h t die Anzeige der 
F am ilie n s tiftu n ge n  im  Ausland  (vg l. H e ft 26 S. 409 
u n te r Z iff.  4 ff.)

b) B e fre iung  von  säm tlichen  S teuernachzahlungen, die 
sich au f die fü r  die Z e it v o r  dem A b la u f des K a le n ­
derjahres (Steuerabschnitts) 1930 n ic h t angegebenen 
s teuerp flich tigen  W erte  beziehen.

c) S tra ffre ih e it fü r  S teuerzuw iderhandlungen, die sich 
au f das nichtangegebene Verm ögen nach dem 
Stande vom  1. Januar 1931 und  a u f die un te r b) 
öezeichneten, n ic h t angegebenen s teuerp flich tigen  
W erte  beziehen. (3. S tA m V O . § 7.)

A  n m . : Ausschluß dieser V ergünstigungen, w enn dem 
S teuerpflich tigen vo r dem 18. J u li 1931 erö ffnet worden 
ist, daß die Steuerbehörde K e n n tn is  von  den b isher n ich t 
angegebenen steuerp flich tigen  W erten  hat. (3. S tA m .
VO. § 9.)

2. D i e  S t e u e r f r e i h e i t  d e r  R e i c h s b a h n ­

a n l e i h e  1 9 3 1 .

a) D ie A n le ihe  is t b e fre it:
H  i n s i  c h t l i f h  d e r  A n l e i h e b e t r ä g e  

v o n :

aa) der Vermögensteuer, 

bb) den A u fb ringungsum lagen ,

cc) E rbschaftsteuer (auch Schenkungsteuer), so­
w e it es sich um  A n le ihebeträge hande lt, die vom  
Erblasser (Schenker) inne rh a lb  der Z e ichnungs­
fr is t  e rw orben worden s in d ; bei schenkung­
s teuerp flich tigen  E rw erben jedoch, bei denen 
die Steuerschuld vo r dem 1. A p r il 1937 en t­
standen ist, t r i t t  die B e fre iung  n ic h t e in, w enn



1. Fortsetzung: Janus dreiköpfig.

der Schenker die R e ichsbahn-Anle ihe zu r E r­
langung  von  Steueramnestie erw orben hat,

dd) der G ew erbekapita lsteuer,
ee) der K irchensteuer, sow eit sie nach den M erk ­

m alen des Vermögens bemessen w ird ;

h i  n s i c h t l i c h  d e r  Z i n s e n  v o n : 

aa) der E inkom m ensteuer nebst Zuschlägen, 

bb) der K örperschafts teuer, 

cc) der K risensteuer, 
dd) der Gewerbeertragsteuer,
ee) der K irchensteuer, soweit sie nach den M erk ­

m alen  des E inkom m ens oder des E rtrags be­
messen w ird ,

ff) der Bürgersteuer. .
Außerdem  is t die A n le ihe  w ertpap ie rs teue rlre i.

b) V o n  w a n n  a n  S t e u e r f r e i h e i t ?

aa) F ü r die e inzelnen Steuern e rs tm a lig  bei der 
nächsten Steuerfestsetzung, 

bb) fü r  die Vermögensteuer jedoch, w enn die A n ­
le ihe vo r A b la u f der A m nestie fr is t, also dem 
ic .  O ktober 1931, erw orben ist, B e fre iung  be­
re its  ab I .  Januar 1931. und zw ar in  Hohe des 
fü r  den A n le iheerw erb  aufzuwendenden Betrags.

Im  üb rigen  gelten fü r  die Verm ögensteuer die 
Befre iungen in  der W eise, daß jem and, der am 
1. Januar eines Jahres E igen tüm er von Reichs­
bahnanle ihe ist, h in s ic h tlic h  dieser A n le ihe ­
stücke fü r  das am  1. A p r il dieses Jahres begin­
nende R echnungsjahr be fre it is t. Z u  diesem 
Zwecke is t im  F a lle  des Erwerbes oder der V e r­
äußerung von Reichsbahnanle ihe das Gesamt­
verm ögen a u f den dem E rw erb  oder der V e r­
äußerung fo lgenden 1. Januar neu zu e rm itte ln , 
und zw ar auch dann, w enn in fo lge  des Erwerbs 
oder der Veräußerung der Reichsbahnanle ihe 
eine V eränderung  des Gesamtvermögens um  
m ehr als den zehnten T e il oder m ehr als fü n fz ig ­
tausend R e ichsm ark n ic h t e ingetreten is t, vo r­
ausgesetzt, daß der Jahresbetrag an Verm ögen­
steuer, der an sich au f das in  R eichsbahnanle ihe 
angelegte Verm ögen e n tfä llt,  m indestens zehn 
R e ichsm ark ausm ach t; das neu e rm itte lte  V er­
m ögen is t der Verm ögensteuer fü r  das dem 
1. Januar fo lgende R echnungs jah r zu gründe 
zu legen.

cc) F ü r die A u fb ringungs le is tungen  und die Ge­
w erbekap ita ls teuer g ilt  das u n te r bb) Gesagte 
sinngemäß. (3, S tA m V O . § 14O

I I I .  Der Anleiheerwerb bei Steuerzuwiderhandlungen 
in den verschiedenen Steuerabschnitten.

! ,  N i c h t a n g a b e  v o n  V e r m ö g e n s w e r t e n

f ü r  d e n  i . i . I 93* 1*

H ie r is t A n le ihe  in  Höhe des nichtangegebenen V er­
mögens zu erw erben.

2 F ü  r d a s  K a l e n d e r j a h r  ( S t e u e r a b -  

s c h n  i 11) 1 9 3 o n i c h t  a n g e g e b e n e  s t e u e r ­

p f l i c h t i g e  W e r t e .

a l Is t die Angabe solcher in  diesem Z e itra u m  oder auf 
S tichtage inne rh a lb  dieses Z e itraum s fa llenden 
s teuerp flich tigen  W erte  un terb lieben  und der höchste 
dieser W erte  höher als das nichtangegebene steuer­
p flich tige  Verm ögen, dann is t der höchste n ic h t­
angegebene W e rt fü r  den U m fan g  des A n le ihe ­
erwerbs maßgebend,
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b) W i e  w i r d  d e r  h ö c h s t e ,  n i c h t  a n g e- 

g e b e n e W  e r t  e r m i t t e l t ?

aa) Bei der g le ichen S teuerart sind die einzelnen 
n ic h t angegebenen Beträge zusamm enzu­
rechnen.

bb) B e im  U m satz tre ten  an Stelle des n ic h t ange­
gebenen W ertes fü n f vom  H u n d e rt des n ic h t 
angegebenen s teuerp flich tigen  Umsatzes.

cc) Gehören zu den n ic h t angegebenen steuerp flich ­
tigen  W e rten  e in  oder m ehrere n ic h t angegebene
erbschafts teuerpflich tige (schenkungsteuerpflich­
tige) E rw erbe, so sind diese m it  ih rem  W erte  
im  Z e itp u n k t des Entstehens der Steuerschuld 
dem höchsten der üb rigen  n ic h t angegebenen 
W erte  m it  Ausnahm e des Verm ögens h in zu zu ­
rechnen.

c) H i e r z u  d r e i  B e i s p i e l e :

aa) Der S teuerpflich tige h a t fü r  das Ja h r 1930 sein 
E in ko m m e n  u m  30 000 RM . zu n ie d rig  ange­
geben. Ferner h a t er fü r  den 1. Ja n u a r 1931 
sein Verm ögen um  100 000 RM . zu n ie d rig  an­
gegeben. U m  Am nestie  zu erlangen, m uß er 
Reichsbahnanle ihe in  Höhe von  100 000 RM . 
erw erben (B e trag  des nicht^ angegebenen V er­
mögens) .

bb) Der S teuerpflich tige h a t fü r  das Jah r 1930 ein 
E in ko m m e n  von  30 000 R M . aus K a p ita lv e r­
m ögen verschw iegen. F erner h a t er eine in  
demselben Jahre verd iente  P rov is io n  von 
20000 RM . n ic h t angegeben. Aus diesem ins­
gesamt verschwiegenen E inkom m en  besaß er 
am  1 .1 . 1931 noch 40 000 RM . Diese 40 000 RM . 
ha t er als Verm ögen fü r  den 1. Januar 1931 
n ic h t angegeben. U m  Am nestie  zu erlangen, 
m uß er R eichsbahnanleihe im  Betrage von 
co 000 R M . (30 000 +  20 000 R M .) erwerben, 
da dieser Betrag höher is t als der B etrag des 
n ic h t angegebenen Vermögens. In  g le icher 
Höhe (50 000 R M .) ha t er A n le ihe  zu r E r­
langung  von  Steueramnestie zu erwerben, wenn 
er etwa neben einem  n ic h t angegebenen E in ­
kom m en von  30 000 R M . eine ih m  in  demselben 
Jahre zugefallene Schenkung vo n  20 000 R M . 
verschw iegen h ä tte ; denn auch h ie r is t der 
Gesamtbetrag des verschw iegenen E inkom m ens 
1930 (30 000 RM .) und der n ic h t angegebenen 
Schenkung aus dem g le ichen Jahre (20 000 RM .) 
— 50 000 R M . höher als das von  ih m  fü r  den
1. Januar 1931 n ic h t angegebene Verm ögen von 
40 000 RM .

cc) D er vorgenannte  S teuerpflich tige (Schluß des
2. Beispiels) ha t außerdem fü r  das Jah r 1930 
einen U m satz von  1 M illio n  R M . n ic h t ange­
geben. 5%  von 1 M illio n  RM . =  50 000 RM . 
sind höher als der B etrag des n ic h t angegebenen 
E inkom m ens von  30 000 R M . In  diesem Falle  
m uß erA n le ihe  erwerben in H ö h e  von  50 000K M . 
(5 %  des Umsatzes) +  20 000 R M . (Schenkung) 
=  70 000 RM . (3- S tA m V O . § 3-)

F ü r d a s  K a l e n d e r j a h r  ( S t e u e r a b ­

s c h n i t t )  1 9 2 8  o d e r  1 9 2 9  n i c h t  a n g e ­

g e b e n e  s t e u e r p f l i c h t i g e w e r t e .

1) Is t  die Angabe solcher in  diesen Z e itra u m  oder au f 
Stichtage inne rh a lb  dieses Z e itraum s fa llenden 
s teuerp flich tigen  W erte  un terb lieben  und  der nach 
Z iffe r  2 fü r  den 1. Januar 1931 oder fü r  UßO « -  
rechnete An le ihebetrag  n iedriger als der sich un te r 
entsprechender A nw endung  der Z iffe r 2 fü r  19 
oder 1929 ergebende Betrag, dann is t fü r  den A n ­
le iheerw erb der höhere der beiden le tz tgenannten  
Beträge maßgebend,
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Die fü r  den i .  Januar 1928 n ic h t angegebenen 

steuerp flich tigen  Verm ögenswerte kom m en fü r  die 
Betragsberechnung n ic h t in  B e tracht.
A  n m . Das Gesagte g ilt  entsprechend fü r  n ic h t an­
gegebene steuerp flich tige  W erte , die sich n u r a u f das 
K a le n d e rjah r (S teuerabschnitt) 1928 oder 1929 oder 
Stichtage inne rha lb  dieser Z e iträum e beziehen.

b) H i e r z u  z w e i  B e i s p i e l e :

aa) Der S teuerpflich tige h a t sein Verm ögen fü r  den 
1. Januar 1931 r ic h tig  angegeben; er ha t aber 
zu n ied rig  angegeben:

sein E inkom m en  fü r  1930 um  10 000 RM .,
sein E inkom m en  fü r  1929 um  50 000 RM .,
sein E in ko m m e n  fü r  1928 u m  60 000 R M .,
sein Verm ögen fü r  den 1. Januar 1928 um
100 000 RM .

U m  A m nestie  zu erlangen, m uß er A n le ihe  in  
Höhe von 60 000 RM . (B etrag des n ic h t ange­
gebenen E inkom m ens 1928) erwerben, da das 
fü r  den 1. Januar 1928 angegebene Verm ögen 
fü r  die Berechnung ausscheidet und das fü r  1928 
n ic h t angegebene E inkom m en  von den übrigen  
n ic h t angegebenen W erten  der höchste W e rt ist. 
Es werden also die n ic h t angegebenen steuer­
p flich tigen  W erte  einer S teuerart fü r  ver­
schiedene Jahre n ic h t zusammengerechnet.

bb) D er vorgenannte  S teuerpflich tige h a t außerdem 
eine ih m  im  Jahre 1929 zugefallene Schenkung 
von  80 000 RM . n ic h t angegeben. H ie r w ird  der 
B etrag der verschw iegenen Schenkung (80 000 
R M .) dem 1929 g le ich fa lls  n ic h t angegebenen 
E inkom m en  (50 000 R M .) h inzugerechnet. D ie 
fü r  1929 n ic h t angegebenen steuerp flich tigen  
W erte  betragen m ith in  50 000 - f  80 000 =  
130 000 R M . D ieser Betrag überste ig t die fü r  
die üb rigen  Jahre sich ergebenden Beträge. Der 
S teuerpflich tige h a t also A n le ihe  in  Höhe von 
130 000 R M . zu erwerben. (3. S tA m V O . § 4.)

IV . Amnestiebedürfnis und Vermögenserklärung für 
1931.

1. K e i n e  A n l e i h e a n g a b e .

Is t die V erm ögenserk lärung  noch n ic h t abgegeben und 
w ird  vo r A b la u f der A m n e s tie fr is t R eichsbahnanleihe 
erw orben, dann keine Angabe des fü r  den A n le ihe ­
erw erb aufzuw endenden W ertbetrages.

2. B e r e i t s  a b g e g e b e n e V e r m  ö g e n s e r k l ä -  

r u n g .

D ie E rk lä ru n g  kann  zwecks K ü rz u n g  des in  der E r­
k lä ru n g  angegebenen Vermögens u m  den zum  A n le ihe ­
erw erb aufzuw endenden W ertbe trag  n i c h t  zu rü ck ­
ve rlang t werden. D er S teuerpflich tige m uß h ie r, wenn 
er in  den Genuß des Abzuges bereits vom  1. 1. 1931 an 
gelangen w il l ,  seinem F inanzam t gegenüber besonderen 
Nachweis über die Höhe des Erwerbes füh ren .
Is t der An le iheerw erbsbetrag höher als das in  der V er­
m ögenserk lä rung  n ic h t angegebene s teuerp flich tige  
Verm ögen, dann S teuervergünstigung n u r in  Höhe des 
Unterschiedsbetrages.

3. H i e r z u  z w e i  B e i  s p i e l e :

a) Das Verm ögen eines S teuerpflich tigen be träg t am 
1. Januar 1931 500000  RM . In  der Vermögens­
e rk lä ru n g  is t dieses Verm ögen in  vo lle r Höhe an­
gegeben. A uch  im  üb rigen  besteht e in  A m nestie­
bedürfn is  n ich t. W enn  dieser S teuerpflich tige je tz t 
f re iw il l ig  100 000 RM . A n le ihe  e rw irb t, und in  dieser 
Höhe B e fre iung  von  der Verm ögensteuer bereits 
m it  W irk u n g  vom  1. Januar 1931 ab begehrt, so hat 
er den E rw erb  von A n le ihe  dem F inanzam t nachzu­
weisen.

b) Der S teuerpflich tige hatte  am  1. Januar 1931 ein 
Verm ögen von 500 000 RM ., da run te r e in aus­
ländisches G uthaben in  Höhe von  100 000 RM . 
Dieses G uthaben ha tte  er in  seiner E rk lä ru n g  ver­
schwiegen. Außerdem  ha tte  er fü r  das K a le n d e rjah r 
1930 E inkom m en  in  Höhe von  150 000 RM . in  
seiner E inkom m ensteuere rk lä rung  n ic h t angegeben. 
W enn er im  üb rigen  s teuerehrlich  w a r, so ha t er zu r 
E rlangung  von  Am nestie  A n le ihe  in  Höhe von 
150 000 RM . zu erwerben. In  diesem Falle  ka n n  er 
beim  F inanzam t die B e fre iung  von  der Verm ögen­
steuer 1931 n u r in  Höhe von  50 000 RM . fü r  sich 
beantragen, da er um  die üb rigen  100 000 RM . sein 
Verm ögen bereits in  der Verm ögenserk lärung  
gekü rz t ha t.

4. E r t r ä g e  a u s  z u m  A n l e i h e e r w e r b  v e r -

w e n d e t e n  V e r m ö g e n  b ra u ch t der Steuer­
p flich tige  fü r  die Z e it zw ischen dem A b la u f des 
K a lenderjahres (S teuerabschnitts) 1930 und  der E n t­
r ich tu n g  des Anleiheerwerbspreises bei der E inkom m en­
oder Körperscha fts teuer und G ewerbeertragsteuer n ic h t 
anzugeben, w enn er zusätz lich  zu dem sich nach I  und 
I I I  ergebenden Betrag A n le ihe  in  Höhe dieser 
E rträge  e rw irb t. (3. S tA m V O . § 5.)
A  n m . : Der sich aus I I I  ergebende Gesamtbetrag is t 
au f vo lle  100 RM . au fzurunden. (3. S tA m V O . § 6.)

V. Steueramnestie durch Selbstanzeige oder durch 
Anleiheerwerb.

Teilweise Selbstanzeige und  te ilw e iser An le iheerw erb  
is t n ic h t m ög lich . Es muß entweder den in  H e ft 26 
Seite 405/408 m itge te ilte n  V o rsch rifte n  oder den h ie r 
e rö rte rten  V o rsch rifte n  genügt werden. E ine A us­
nahme besteht h ie r n u r insow e it, als der S teuerpflich­
tige  einen Z w e i f e l s f a l l  dem F inanzam t darlegt 
und nach rech tsk rä ftige r Entsche idung die Steuer­
beträge e n trich te t, die sich au f G rund der genannten 
V o rsch rifte n  der S teueram nestieverordnung (H e ft 26) 
durch  Selbstanzeige ergeben.

F ü r diesen F a ll be ton t die neue N o tve ro rdnung  aus­
d rü ck lich , daß die Steueramnestie nu r durch  Selbst­
anzeige e rlang t werden kann . D a m it sagt die V ero rd ­
nung selbst, daß es sich h ie r um  e in  ausgesprochenes 

P r iv ile g  einer Sonderklasse handelt. (3. S tA m V O . § 8.)

V I. Keine Steueramnestie bei Veräußerung der An-  ̂
leihe vor dem 1. April 1937.

1. D ie  e n t g e l t l i c h e  o d e r  u n  e n t g e l t l i c h e  

V e r ä u ß e r u n g  oder V erb ringung  der A n le ihe  ins 
Ausländ  vo r dem genannten T e rm in  ha t folgende 
Folgen:
a) Es sind säm tliche Beträge nachzuzahlen, um  die die 

S teuereinnahm en v e rk ü rz t w orden  s ind ; die Nach­
zah lungsp flich t entsteht m it  der Veräußerung der 
R e ichsbahn-A nle ihe oder m it  ih re r V e rb ringung  ins 
A usland. In  der Z e it, die zw ischen dem E rw erb  der 
R e ichsbahn-A nle ihe und dem 1. A p r il 1937 lieg t, 
is t fü r  die Steuern, die zu w en ig  gezahlt worden 
sind, die V e rjä h ru n g s fris t gehem m t.

b) D ie un te r I I  Z iff.  1 zu c) e rö rte rte  S tra ffre ih e it fa llt  
weg, w enn die Veräußerung n ic h t u n ve rzü g lich  der 
Steuerbehörde angezeigt w ird .

A  n m . : Diese E inschränkungen gelten insow e it 
n ich t, als die steuerp flich tigen  W erte  fü r  die Z e it 
vo r dem 1. Januar 1931 r ic h tig  angegeben worden 
sind und in  der V e rm ögenserk lärung  1931 led ig lich  
der B etrag n ic h t en tha lten  ist, in  dessen Höhe vor 
A b la u f der A m n e s tie fr is t A n le ihe  erw orben wurde,

1. E n t w e d e r  —  o d e r .

2. W e r  k e i n  G e l d  h a t .
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2. Fortsetzung: Janus dreiköpßij.

2. V e r ä u ß e r u n g  i m  W e g e  d e r  Z w a n g s -  

v o l l s t r e c k u n g .

A uch  h ie r tre ten  die Folgen nach Z iff. i )  ein. D ie V er­
äußerung in  diesem Falle  da rf n u r m it  Z us tim m un g  des 
E igentüm ers der A n le ihe  erfo lgen. W ird  die E in w il l i­
gung n ic h t e rte ilt, so h a t der G erich tsvo llz iehe r die 
A n le ihestücke bis zum  i .  A p r il 1937 zu h in te rlegen . 
(3. S tA m V O . § 10.)

V II.  Bei Beratung aui Befreiung von Selbstanzeige, 
Steuemachzahlungen und Strafen besonderer 

Nachweis.

1. E s  i s t  e i  n e d o p p e l t e N a c h w e i s p f l i c h t

v o r g e s e h e n ,  w enn sich jem and auf den Steuer- 
vergünstigungsanspruch nach I I  Z iff. ia  bis c b e ru ft:

a) er m uß nachweisen, daß bis zum  A b la u f der A m ­
nestie fris t A n le ihe  in  ausreichender Höhe gemäß 
I I I  bis IV  erw orben is t und

b) daß die A n le ihestücke n ic h t vo r dem I .  A p r il 1937 
veräußert worden sind. (3. S tA m V O . § x i. )
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V II I .  Strafvorschriften.
i .  U n v o l l s t ä n d i g e  V e r m ö g e n s e r k l ä ­

r u n g e n  1 9 3 1-

W e r vo rsä tz lich  in  der Verm ögenserk lärung  1931 
steuerp flich tige  Vermögensgegenstände im  W erte  von  ins­
gesamt m ehr als dreitausend R e ichsm ark (insbesondere 
in -  oder ausländische W ertpap iere , in -  oder ausländische 
Bete iligungen, in -  oder ausländische K ap ita lfo rde rungen , 
in -  oder ausländische Z ah lungsm itte l, Ansprüche aus in - 
oder ausländischen Versicherungen, ausländischen G rund­
besitz) e iner bestehenden R echtsp flich t zuw ider n ic h t an­
g ib t oder n ic h t vorhandene V e rb in d lich ke ite n  abzieht, 
oder w er vo rsä tz lich  eine bereits abgegebene Vermogens- 
e rk lä ru n g  1931 bis zum  A b la u f der E rk lä ru n g s fr is t n ic h t 
entsprechend be rich tig t,

oder w er vo rsä tz lich  als S teuerp flich tiger oder dessen 
V e rtre te r in  dem sich a u f die V erm ögenserk lärung  I 931 
beziehenden S teuere rm ittlungsve rfah ren  a u f besonderes 
Befragen dem F ina n za m t u n rich tig e  A u skü n fte  g ib t, w ird  
wegen dieser S teuerzuw iderhandlung m it  Gefängnis n ic h t 
u n te r dre i M onaten bestra ft.

In  besonders schweren F ä llen  kann  a u f Z uch thaus bis
zu zehn Jahren  e rka n n t werden. Neben der F re ihe its tra fe  
is t au f G eldstrafe zu erkennen. D er H ochstbetrag der 
r . u . i . _„«K n crh rä n k t. Im  üb rieen  die V o rscn riite n

2. D e r  N a c h w e i s  h i n s i c h t l i c h  d e s  A n -

1 e i h e e r w e r b  s. "

a) B e s c h e i  n i  g u n g. Der S teuerpflich tige muß 
eine Beschein igung vorlegen können, die spätestens 
bis zum  A b la u f der in  einer B ekanntm achung der 
Deutschen Reichsbahngesellschaft vorgeschriebenen 
Z a h lu n g s fris t ausgestellt worden ist.

b) W e r  s t e l l t  d i e  B e s c h e i n i g u n g  a u s ?  
D ie Stelle, bei der die A n le ihe  gezeichnet ist.
Außerdem  in länd ische Notare darüber, daß jem and 
vo r dem A m n estie fr is tab lau f A n le ihe  erw orben hat.

c) I n h a l t  d e r  B e s c h e i n i g u n g .

aa) den Nam en oder die F irm a  des Erwerbers, 
bb) wenn als E rw erbe r m ehrere be te ilig t s ind : die 

Angabe des Bete iligungsVerhä ltn isses;

cc) die nähere Bezeichnung der Stücke der Reichs­
bahn-A n le ihe  nach den üb lichen  U ntersche i­
dungsm erkm alen. (3. S tA m V O . § 12.)

der R A O . u n b e rü h rt.

2. N i c h t a b g a b e  e i n e r  V e r m ö g e n s e r k l ä ­

r u n g  1 9 3 1'
D ie vorgenannten S tra fvo rsch riften  gelten auch bei 

vo rsä tz liche r N ichtabgabe der V e rm ogenserk larung  1931 
inne rh a lb  der A m nestie fr is t, w enn die 20 000 R M .-F re i-  
grenze des Vermögensteuergesetzes beim  steuerp flich tigen  
Gesam tverm ögen nach dem Stande vom  1. Januar 1931 
übe rsch ritten  w ird .

3. K e i n e  S t e u e r z u w i d e r h a n d l u n g

im  Sinne dieser V o rs c h rift lie g t vor, w enn in  Höhe des 
W ertbetrages, um  den das Verm ögen zu n ied rig  angegeben 
ist, bis zum  A b la u f der A m ne s tie fr is t R e ichsbahn-A nle ihe 
prwnrhpn w ird . I  S tA m V O .)

B. V e r l ä n g e r t e  F r i s t e n .
A llgem e in  bis zum  A b la u f des 15. O ktober 1931 werden 

ve rlän g e rt:
1. D ie F ris t fü r  die Abgabe der V e rm ogenserk larung

)

3 D e r  N a c h w e i s  ü b e r  d i e  n i c h t  v o r z e i ­

t i g e  V e r ä u ß e r u n g .

a) D  i e B e 1 e g e. Der Nachweis kann  g e füh rt werden 

aa) durch V orlegung der A n le ihestücke und ferner

bb) durch V orlegung  einer Bescheinigung, aus der 
sich e rg ib t, daß die A n le ihestücke un u n te r­
brochen entweder
a) von  einem  in länd ischen K re d it in s t itu t (A us­

s te llung  auch m ög lich  durch  in länd ischen . 
N otar) oder

b) von einer anderen Stelle als einem  in lä n d i­
schen K re d it in s t itu t fü r  den E igen tüm er im  
In la n d  ve rw a h rt sind. Diese le tztere Be­
sche in igung (b) ka n n  n u r von einem  in lä n d i­
schen N o ta r ausgestellt werden.

b) W e c h s e l  d e s  V e r w a h r u n g s o r t s .  Es 
is t eine fo rtlau fende  Reihe von Bescheinigungen 
fü r  die G esamtzeit vorzulegen.

c) I n h a l t  d e r  B e s c h e i n i g u n g .  Id e n titä t 
; der ve rw ah rten  A n le ihestücke m it  den inne rha lb

der A m n e s tie fr is t erworbenen. Im  übrigen  g ilt  das­
selbe w ie  u n te r Z iff, z zu c. (3. S tA m V O . § 13.)

I9 3 U
2. die A m nestie fr is t,
3. die F ris t fü r  die Anzeige von ausländischen F am ilie n ­

s tiftungen ,
4. die F r is t fü r  die Anzeige ausländischer Bete iligungen.

W ird  aus besonderen G ründen die F ris t zu Z iff.  1, 3 
oder 4 au f A n tra g  ve rlängert, so t r i t t  ohne weiteres auch 
eine entsprechende V erlängerung  der A m n e s tie fr is t ein.

D ie V e rp flich tungen  aus der ersten und zw eiten D u rch ­
füh rungsve ro rdnung  zu r K a p ita lflu ch tve ro rd n u n g  und 
der d r itte n  und v ie rten  D u rch fü h ru ng sve ro rd n u n g  zu r 
De Visen Verordnung können ebenfalls noch^ bis zum  
15. O ktober 1931 e r fü llt  w erden. (3- S tA m V U . § i - l

U n v e r s t ä n d l i c h e  B i l a n z v o r -  
s c h r i i t e n .

in  e iner Reihe von P unk ten  is t die zweite Steuer 
nestieverordnung, die in  H e ft 26, S. 4°S, 4°  
rde, geändert oder ergänzt w orden. W enn  in  der 
gespresse die A n s ich t ve rtre ten  worden ist, daß es sich 
:r n u r um  technische V o rsch rifte n  handelt, so m 
renüber darau f h ingewiesen werden, daß die nach fo lgen- 
:i B estim m ungen deshalb von  besonderer Bedeutung 
id, w e il sie au f die B ilanzgesta ltung  u n m itte lb a ren  E in -

ß nehmen.
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Insbesondere bedenklich  ersche in t h ie r die V o rsch rift, 
daß eine B e rich tig u ng  der B ilanzanfangsw erte  grundsätz­
lic h  ausgeschlossen worden ist, ebenso ge fäh rlich  sind die 
w eiteren Bestim m ungen, die aus dieser g rundsätz lichen 
V o rs c h rift die an sich r ich tige n  Konsequenzen ziehen.

Es is t ke in  Z w e ife l, daß der B uch füh rungsp flich tige  sich 
handelsrech tlicher und kon ku rs re ch tlich e r Vergehen 
schu ld ig  gem acht hat, w enn er in  seinen B ilanzen, gle ich­
g ü ltig  um  welche Jahre es sich handelt, Verm ögenswerte 
n ic h t a u fge fü h rt hat. M an denke h ie r an die grundlegende 
V o rs c h rift des § 40 Abs. 2 H G B , an die V o rs c h rift des 
§ 239 K O . über den be trüg lichen  B anke ro tt, und m an sehe 
sich die V o rsch rifte n  zu § 261 ff. H G B  an, die die N ot­
vero rdnung  vom  19. September 1931 als k le ine  A k tie n ­
rech tsre form  en thä lt. (Besprechung fo lg t im  H e ft vom  
10. Oktober.)

D ie  im  Zusam m enhänge m it  der Steueramnestie h ie r 
gegebenen V o rsch rifte n  ste llen g la tte  Verstöße gegen die 
vorgenannten Bestim m ungen dar. W enn m an —  an sich 
r ic h tig  —  ve rh inde rn  w o llte , daß die S teuerpflich tigen, die 
frag los Steuern h in terzogen haben, sich daraus fü r  die 
w eiteren B ilanzen  V orte ile  sichern, daß sie je tz t p lö tz lich  
m it  B ilanzberich tigungen  und sich au f lange Jahre aus­
w irkenden  Abschre ibungen kom m en, dann gab es zwei 
sehr einfache W ege:

E ntw eder w urde in  einer ganz ku rzen  und k la ren  Be­
s tim m u n g  ausd rück lich  vorgeschrieben, daß derartige  
h interzogene Vermögensgegenstände fo rta n  n u r als P r iv a t­
verm ögen behandelt werden dürfen, also in  der Buch­
fü h ru n g  und  den B ilanzen  n ich ts  zu suchen haben oder,

w enn h in s ich tlich  der ju ris tisch en  Personen Bedenken 
bestanden, m ußte an den grundsä tz lichen  ko n ku rs re ch t­
lichen  und handelsrechtlichen V o rsch riften  festgehalten, 
aber eine Behand lung  der Abschre ibungen dergesta lt vo r­
gesehen werden, daß fü r  die E rm itt lu n g  des steuerp flich ­
tigen  G ewinns usw. die aus n ic h t angegebenen Vermögens­
gegenständen sich b ila n z re ch tlich  ergebenden A bschre i­
bungen dem G ew inn usw. w ieder h inzugesetzt werden 
m üßten.

D ie neue N o tve ro rdnung  ha t es n ic h t verstanden, inso fe rn  
die g rundsä tz lich  gesetzlich festgelegten B ilanzrech te  zu 
w ahren. D ie R ech ts icherhe it w ird  m it dera rtigen  V o rsch rif­
ten zw eife llos n ic h t gefördert, die angestrebte W irtsch a fts ­
re inh e it ebenfalls n ich t. B le ib t n u r üb rig , zu fragen, wer 
e igen tlich  derartige  zw ar kategorische, aber schlecht 
durchdachte V o rsch rifte n  ausarbeite t?

Die h ie r gem einten V o rsch rifte n  haben fo lgenden 
In h a lt:

1. Einkommen und Ertrag nach dem 31. Dez. 1929.
D ie Steueramnestie b e w irk t bei der E inkom m ensteuer, 

Körperscha fts teuer und Gewerbeertragsteuer ke ine V er­
günstigungen fü r  die Berechnung des E inkom m ens und 
E rtrages von  S teuerabschnitten, die nach dem 31. De­
zember 1929 geendet haben.

2. Die Anfangswerte.
Eine E rhöhung  der nach § 108 Abs. 2 ES tG ., § 2 9 KStG , 

in  V erb indung  m it  § 20 ES tG ., § 13 KS tG , maßgebenden 
A nfangsw erte  ( Verm ögensteuerwerte 1925) is t sowohl 
bei buch führenden als auch bei n ich tbuch füh renden  
S teuerpflich tigen ausgeschlossen, g le ichv ie l ob die V er­
anlagungen unanfech tba r sind oder noch n ich t.

3. Unanfechtbar gewordene Veranlagungen.
Is t  bei buch führenden S teuerp flich tigen  die V eran­

lagung fü r  einen vo r dem 1. Januar 1930 endenden Steuer­
abschn itt, fü r  den s teuerp flich tige  W erte , die am  1. Januar 
1925 noch n ic h t zum  Betriebsverm ögen des S teuerpflich­
tigen  gehört haben, n ic h t oder n ic h t r ic h tig  angegeben 
worden sind, bereits unanfech tba r geworden, s o  i s t  
j e d e B e r i c h t i g u n g  d e r S c h l u ß b i l a n z  f ü r  
d i e s e n  S t e u e r a b s c h n i t t  u n d  d e r  A n ­
f a n g s b i l a n z e n  f ü r  d i e  f o l g e n d e n  S t e u e r ­
a b s c h n i t t e  a u s g e s c h l o s s e n .  A uch  B erich ­
tigungsveran lagungen und B erich tigungsfestste llungen 
nach § 222 R A O . ( frü h e r § 212) finden weder zugunsten 
noch zuungunsten des S teuerp flich tigen  s ta tt.

4. Noch nicht unanfechtbar gewordene Veran­
lagungen.

Is t bei buchführenden S teuerpflich tigen die V eran­
lagung fü r  einen vo r dem I .  Januar 1930 endenden 
Steuerabschnitt, fü r  den steuerpflich tige W erte, die am
1. Januar 1925 noch n ic h t zum  Betriebsverm ögen des 
S teuerpflich tigen gehört haben, n ic h t oder n ic h t r ic h tig  
angegeben worden sind, noch n ic h t unanfech tbar, s o i s t  
d i e  B e r i c h t i g u n g  d e r  S c h l u ß b i l a n z  
d i e s e s  S t e u e r a b s c h n i t t s  u n d  d e r  A n ­
f a n g s b i l a n z e n  d e r  f o l g e n d e n  S t e u e r - :  
a b s c h n i t t e  z u l ä s s i g ,  w enn der M ehrbetrag an 
E inkom m ensteuer oder K örperschafts teuer und Gewerbe­
ertragsteuer e n trich te t w ird , der a u f die n ic h t angegebenen 
W erte  e n tfä llt  und der S teuerpflich tige auch a u f den V er­
lu s tv o rtra g  ve rz ich te t, der etwa durch  die N ichtangabe 
entstanden ist.

Diese V o rs c h rift zeigt, daß m an die B e fo lgung g rund­
sä tz licher b ila n z re ch tlich e r V o rsch rifte n  davon abhängig 
m acht, ob jem and Steuern bezahlt oder n ich t.

5. Die Zurechtbiegung des verletzten Bilanzrechts
geht aber aus „B illig k e its g rü n d e n “  noch einen S ch ritt 
w e ite r:

W erden Gegenstände des Betriebsverm ögens, die nach 
Z iff.  3, 4 n ic h t in  die A n fangsb ilanz des Steuerabschnitts 
1930 (1929/30) und der fo lgenden S teuerabschnitte e in­
gesetzt werden dürfen, bis zum  Ende des Steuerabschnitts 
I 935 ( 1934/3S) v  e r  ä u ß e r  t,  so is t zum  A usg le ich von 
H ärten  au f A n tra g  des S teuerpflich tigen außerhalb der 
B jlanz von  dem sich ergebenden B ilanzgew inne  der V e r­
äußerungspreis, höchstens jedoch der n iedrigere gemeine 
W e rt am  Schlüsse des Steuerabschnitts 1929 (1928/29) 
abzuziehen.

Voraussetzung fü r  den A bzug is t der Nachweis, daß es 
sich um  die g le ichen Gegenstände des Betriebsverm ögens 
hande lt; is t dieser Nachweis m it  R ü cks ich t au f die A r t  
der Gegenstände (z. B. W aren) n ic h t m ög lich , so genügt 
G laubhaftm achung.

H a t der S teuerpflich tige einen Gegenstand des Betriebs­
vermögens m it  e inem  zu geringen W erte  angegeben, so 
is t der A bzug (Satz 1) fü r  den n ic h t angegebenen T e il 
entsprechend du rchzu füh ren .

A  n m . : D ie V o rsch rifte n  zu Z iff.  3— 5 sollen auch fü r  
n ich tbuch füh rende  S teuerpflich tige gelten. (E rgänzung  
zur 2. S tA m V O . m it  § 17 a.)

D. Zu niedrige Betragsansetzung. Der zweifelhafte 
Steuerpflichtige.

Die in  H e ft 26, S. 405/408 e rö rte rten  V o rsch rifte n  der 
§§ 15 bis 18 der2. S tA m V O . finden auch dann Anw endung, 
wenn s teuerp flich tige  W erte  zw ar angegeben worden sind, 
aber m it einem  zu n iedrigen  Betrage, vorausgesetzt, daß 
die u n rich tig e  Angabe a u f Vorsatz oder F ah rläss igke it 
beruh t.

D ie genannten V o rsch rifte n  finden  fe rner A nw endung, 
w enn der S teuerpflich tige im  Z w e ife l darüber is t, ob er 
u n rich tige , ta tsäch liche  Angaben gem acht h a t und in n e r­
halb der A m ne s tie fr is t den S achverha lt, der zu den Z w e i­
fe ln  A n laß  gab, der Steuerbehörde darlegt.

D ie  e rw ähnten  V o rsch rifte n  finden dagegen ke ine A n ­
wendung, w enn die Z w e ife l des S teuerpflich tigen sich nu r 
a u f die R ic h tig k e it der S c h ä t z u n g  v o n W e r t e n  
beziehen.

Dieser le tzte Satz is t w ieder außerorden tlich  dunke l. 
W ie  w i l l  m an h ie r eine U ntersche idung tre ffen?  W enn 
der S teuerpflich tige nun  ang ib t, daß er im  Sinne der im  
ersten Absatz wiedergegebenen B estim m ung m it  vo lle r 
A bs ich t den n iedrigeren  W e rt angesetzt ha t, obw ohl ih m  
dann später „Z w e ife l“  gekom m en sind?

A n m . : D ie B estim m ungen in  H e ft 26, S. 406/407 
un te r V I I ,  V I I I  sind zu streichen. (3. S tA m V O . Schluß­
vo rsch riften ) (E rgänzung  zu r 2. S tA m V O . § 18a).

Carl F luhm e.



Beleg und B ilanz 
4. Jahrgang, H e ft 28 
x. O ktober 1931 Ä 10 A Ausbeute vertrage

Gewerbe- und  E inkom m ensteuer

Ratschläge aus der Steuerpraxis in Reich und Ländern

Grundstückpacht oder skauf?
H ie r w ird  die steuerrechtliche Behandlung von Pachtverträgen zur Ausbeute eines Grund- 

Stücks besprochen m it Rücksicht darauf, daß um diese Zeit regelmäßig eine große Anzahl 

von Ansbeuteverlrägen abgeschlossen werden.

Die N utzbarm achung von  Ländereien durch

Ausbeute auf Kies, Torf usw.
geschieht v ie lfach  in  der F orm  des Pach tvertrages der­
gestalt, daß der U nte rnehm er das Recht e rw irb t, ein 
G rundstück auszubeuten m it  der V e rp flich tun g , es nach 
E rschöpfung des V orkom m ens in  bew irtscha ftungsfäh igem  
Zustand zu rückzu lie fe rn , d. h. zu p lan ieren, M utterboden 
au fzub ringen  und A n fah rtw ege  w ieder herzuste llen. Da 
der Verpächter s ich des W ertes des Ausbeuterechts h ierbe i 
selten ebensowenig w ie  der Pächter tro tz  vorgenom m ener 
Festste llungen au f Q u a litä t und M ä ch tig ke it restlos be­
w uß t ist, w ird  die V e rgü tung  häu fig  au f die geförderte 
Menge abgestellt. Diese F o rm  h a t auch den Vorzug , daß 
K o n ju n k tu rsch w a n ku n g en  n ic h t w ie  bei festen P ach t­
sum m en den Pächter a lle in  belasten, sondern Pächter 
und Verpächte r insow e it g le ichm äß ig treffen.

R ech tlich  w ird  n iem and daran zw e ife ln , daß dieses

V e rtragsve rhä ltn is  nach P ach trech t zu beurte ilen  ist, 
zum al die Parte ien selbst es zum eist auch ausd rück lich  

so bezeichnen.

Bei der preußischen Gewerbeertragsteuer
sind M ie t- und Pachtzinsen nach § 5 Abs. 2 der GewStV. 
dem E rtra g  m it  e inem  V ie rte l h inzuzurechnen. D ie dabei 
zu beachtenden Sonderbestim m ungen können in  diesem 
Zusam m enhang u n e rw ähn t ble iben. D ie H inzu rechnung  
be ruh t a u f dem Grundsatz, daß M ie te r und Pächter n ic h t 
günstiger gestellt sein sollen als E igen tüm er. Gewerbe­
treibende m it  gem ieteten B e triebsm itte ln  sollen den Ge­
werbetre ibenden m it  eigenen B e triebsm itte ln  g le ich  be­
hande lt werden. Bei den hohen Gemeindezuschlägen 
ergeben sich aus dieser H inzu rechnung  rech t füh lbare  

Belastungen.
Um so bem erkensw erter is t die E ntsche idung des Ober­

verw altungsgerich ts  vom  21. O ktober 1930 V I I I  GSt. 140,

•m  10 B N otve ro rdnung
Beleg und B ilan z  ^ K risensteuer
4. Jahrgang, H e ft 28 tkri K risen lohnsteuer
1. O ktober 1931 * •

Zeitgemäße Steuerarbeiten /  W as das Gesetz sagt

Zweifelsfragen bei der Krisenlohnsteuer
( V g l .  H e f t  18,  S e i t e  2 8 3 / 2 8 4 ,  H e f t  2 0 ,  S e i t e  3 1 3 / 3 1 4 - )

Bei der D u rch fü h ru n g  der E inz iehung  bzw. A b fü h ru n g  
der K risen lohnsteuer sind eine A n za h l von Z w e ife ls ­
fragen au fge tauch t, zu denen der R F M . in  e inem  Erlaß 
vom  22. 8. 1931 S. 2282— 55 I H  S te llung genommen 

h a t:
1. W enn

Zwischenmeister der Bekleidungsindustrie,
die im  A rb e itsve rh ä ltn is  stehen, ih rerse its  A rbe itnehm er 
beschäftigen, so is t K risen lohnsteuer n u r von dem Teil 
des B ru ttoarbe its lohns  der Zw ischenm eister zu zahlen, 
der ihnen  nach Abzug der Löhne, die sie an ih re  A rb e it­
nehm er w e ite rzah len , ve rb le ib t. D ie Zw ischenm eister 
sind se lbstverständ lich  ve rp flich te t, von den w e ite r­
gegebenen Löhnen fü r  ih re  A rb e itn eh m e r sow ohl den 
Steuerabzug als auch die K risen lohnsteuer e inzubehalten 
und abzu führen , sofern n ic h t die Bezüge so gering sind, 
daß e in  Steuerabzug und da m it eine K risen lohnsteuer n ich t 
in  Frage ko m m t. Ebenso is t bei im  A rbe itsve rhä ltn is  
stehenden O berm elkern , Oberschweizern, A rtis te n  und 
Generalagenten zu verfahren, die ih rerse its  A rbe itnehm er 
beschäftigen.

2. In  le tz te r Z e it sind dem R F M . zah lre iche E ingaben 
ugegangen, in  denen fü r  A rtis te n , Theaterpersona , 
dus ike r,
Generalagenten, reisende Handlungsgehilfen und 

Zwischenmeister der Abzug der erhöhten Wer­
bungskosten

m ch fü r  die E rrechnung  der K risen lohns teue r beantragt 
wurde. R F M . verw eis t gegenüber diesen A n trägen  aut 
1 3 Abs. 2 der K risensteuerve ro rdnung  (kem  A bzug der 
ohnsteuerfre ien Beträge) und § 2 Abs. 2 K rL .D  . ( as 
selbe w ie  in  § 2 Abs. 2. A u ch  die nach §75  L o tu .  e r­
höhten lohnsteuerfre ien  Beträge dü rfen  n ic h t a °g ezo§en 
werden. V g l. auch H e ft 18 S. 283, A  I .  Z iff.  3.) • f
ton t, daß er h ie rvo n  eine Ausnahm e zuzulassen n ic h t in  
der Lage sei. D ie K risen lohnsteuer schließe bewußt an 
den B r u  11 o a rbe its lohn  an und nehme au f die Verw en­
dung des E inkom m ens keine R ücks ich t. A uch  im  H in ­
b lic k  au f den finanz ie llen  E rtra g  der K nsen lohnsteuer 
und  die bei Zugrunde legung des N ettoarbe its lohns sich 
fü r  die A rbe itgeber ergebende M ehrbe lastung könne 
h ie rin  ke ine Ä nde rung  e in tre ten . R F M . verw eist aber 
g le ichze itig  au f § 6 K rL .D B . D anach bleiben D i e n s t -



141/30 (P rV B l. 52, S. 93), die da rin  g ip fe lt, daß ein P ach t­
ve rhä ltn is  zw ar z iv ilre c h tlic h  als P ach tve rtrag  zu gelten 
habe, aber w ir ts c h a ft lic h  un te r U m ständen anders zu be­
u rte ile n  sei. F ü r den

Begriff des M iet- und Pachtzinses im  Sinne des § 5 
Abs. 2 GewStV.

kom m e es a u f den w irtsch a ftlich e n  E rfo lg  an, der m i t ' 
dem Rechtsgeschäft e rz ie lt werden soll. In  dem zu r E n t-* ’ 
Scheidung stehenden F a ll w aren B ruchzinsen s tr it t ig , die 
der S teuerpflich tige nach der Menge gewonnener K a lk ­
steine an den G rundstücke igentüm er zu e n trich te n  hatte. 
Diese Bruchzinsen e rk lä rte  das O berverw a ltungsgerich t 
als abzugsfähige, also n ic h t u n te r § 5 Abs. 2 fa llende Be­
triebsausgaben, da sie das E n tge lt fü r  eine bestim m te 
Menge ge lie ferten M ateria ls  darstellen, daher n ic h t als 
Pachtzins, sondern als K au fp re is  anzusehen seien. Der 
F a ll liege n ic h t anders, als wenn der G rundstücke igen­
tü m e r die K a lks te ine  selber breche und  dann dem Steuer­
p flich tigen  lie fe re , also verkau fe . D er K au fp re is  werde 
dann zw ar wegen der G ew innungskosten höher sein, aber 
das ändere n ich ts daran, daß w ir ts c h a ft lic h  ein K a u fv e r­
tra g  vorliege.

D ie K e rn p un k te  der E n tsche idung sind da rin  zu er­
b licken , daß b e i  Z a h l u n g  e i n e s  f o r t l a u f e n ­
d e n  E n t g e l t s  fü r  das G ew innungsrecht die V er­
gü tung  an den G rundstücke igentüm er Pachtzins dar­
s te llt, daß jedoch K a u fv e rtra g  anzunehm en ist, w e n n  
d a s  E n t g e l t  n a c h  d e r  M e n g e  d e s  g e ­
w o n n e n e n  M a t e r i a l s  b e s t i m m t  w i r d .  
Im  le tz te ren  Fa lle  s teh t der A u ffassung als K a u fv e rtra g

die V e rp flich tun g  n ic h t entgegen, das G rundstück in  
w ieder bew irtscha ftungsfäh igen  Zustand  zu bringen.

A n  der Frage, ob der Ausbeutevertrag  als Pacht- oder 
K a u fv e rtra g  zu beurte ilen  ist, is t übrigens 

auch der Grundstückeigentiimer interessiert, 
und zw ar inso fe rn , als bei A nnahm e eines L ie fe rungsve r­
trages die V ergü tungen um sa tzs teuerp flich tig  sind, w äh­
rend sie bei A u ffassung  als G rundstückpacht nach UStG. 
§ 2 Nr. 4 um satzsteuerfre i bleiben. D ie B eu rte ilu ng  nach 
der einen oder anderen Seite gründet sich auch fü r  die 
Zwecke der Um satzsteuer darau f, ob die Gegenleistung 
des Pächters nach der ta tsäch lichen  Ausbeute bemessen 
ist oder in  e iner festen Summe e rfo lg t und daß bei A us­
beuteverträgen P ach tve rtrag  angenom m en w ird , wenn 
der G rundstücke igen tüm er sich n ic h t zu r Überlassung 
bestim m ter Sachen ve rp flich te t h a t (R F H .-U r te il vom  
11. O ktober 1922 V A  385/22, Bd. 10, S. 262).

Für die Zwecke der Einkommensteuer
beim  G rundstücke igentüm er m acht es ke inen  U nterschied, 
ob m an die Ausbeuteverträge als K a u f-  oder P ach tve r­
träge bezeichnet. In  jedem  Falle  hande lt es sich um  
E in kü n fte  im  Sinne des EStG. § 6, und  zw ar geben K a u f­
verträge E in k ü n fte  aus B odenbew irtscha ftung  nach 
Z iffe r 1 des § 6, w ährend  P ach tverträge  un te r dessen 
Z iffe r 6 fa llen . F ü r den L a n d w irt rechnen E in k ü n fte  aus 
G ew innung von  Steinen und E rden auch dann zu r Land­
w irtsch a ft, wenn er die G ew innung verpach te t ha t, fü r  
den Gewerbetreibenden zu den gewerblichen E in kü n fte n .

D r. O tto S c h u l t e ,  V o lk s w irt R .D .V .

a u f w a n d e n t s c h ä d i g u n g e n  u n te r den Voraus­
setzungen des § 6 Abs. 2 K rL .D B , auch fü r  die K risen ­
lohnsteuer außer B e trach t. W enn also z. B. e i n e  
S p e s e n v e r g ü t u n g  in  vo lle r Höhe als D iens tau f­
wandsentschädigung a n e rkann t worden is t und deshalb 
e in  Steuerabzug vom  A rb e its lo h n  von  ih r  n ic h t vo rzu ­
nehmen w ar, so scheidet sie auch fü r  die K risen lohnsteuer 
aus. Zudem  bleiben auch b a r e  A u s l a g e n ,  die 
dem A rbe itnehm er vom  A rbe itgeber gesondert ersetzt 
werden, z. B. Reisekosten, Tagegelder, in  angemessenem 
Um fange außer B e trach t. H ie ru n te r können  bei General­
agenten auch Beträge fa llen , die von diesen aus ih ren  
Gesamtbezügen an selbständige Agenten gezahlt werden. 
(V g l. H e ft 20 S. 313 Z iff.  1 b, c.)

3. Bei den Zeitakkordarbeitern,
denen in  den ersten W ochen der L a u fz e it des A kko rds  
e in  bestim m te r Pauschalbetrag und erst nach A b la u f der 
A kko rd ze it der U ntersch ied zw ischen den ausgezahlten 
Beträgen und den A kkordpre isen , also der A k ko rd ü b e r­
schuß, bezahlt w ird , is t die K risen lohnsteuer zunächst 
von den Pauschalbeträgen in  entsprechender Höhe zu 
berechnen. Bei E rrechnung  und A uszah lung  des A k k o rd ­
überschusses is t dieser fü r  die E rrechnung  der K rise n ­
lohnsteuer, sow eit er über die Pauschalbeträge h inaus­
geht, a u f die in  der A k k o rd z e it gezahlten Pauschalbeträge 
entsprechend zu verte ilen . Von den h ie rdu rch  e rhöhten 
Pauschalbeträgen is t die K risen lohnsteuer zu berechnen 
und abzu führen . D ie bisher einbehaltene K rise n lo h n ­
steuer is t anzurechnen.

Ein Beispiel:
W öch e n tlich  w ird  ta r if l ic h  e in  Pauschale von 

RM . 50.— , m it  der 4. W ochenpauschale e in  A k k o rd ­
überschuß von RM . 100.—  gezahlt. D er A k ko rd ü b e r­
schuß is t zu ve rte ilen  a u f die v ie r W ochenpauschalen, 
die sich dadurch au f RM . 75.—  erhöhen. Es is t an 
K risen lohnsteuer e inzubeha lten ; Bei Z a h lu n g  der drei

W ochenpauschalen je  1 v. H . =  RM . — .50, bei Z a h ­
lu n g  der le tz ten Pauschale und des Akkordüberschusses: 
4 x  1 v. H . von R M . 75.—  RM . 4.48. In  A n rech ­
nung  werden gebracht RM . 1.50, so daß noch e inzu­
behalten s in d : R M . 2.98.

Notieren Sie bitte!

H i l f e  b e i  S t u n d u n g s a n t r ä g e n .

Die A rbe itsgem e inscha ft der a m tliche n  B eru fsve rtre ­
tungen von  B erlins  Indus tr ie , Handel und Gewerbe 
( In d u s tr ie - und H ande lskam m er und  H andw erkskam m er) 
is t un te r B e ru fun g  darau f, daß sie bereits 1923 und  1924 
v ie lfa ch  zu r B egutach tung  von S teuerstundungs- und 
E rlaßanträgen herangezogen w urde, m it  den Landes­
finanzäm te rn  B e r lin  und B randenburg in  V e rb indung  ge­
treten, u m  von  dieser M ög lichke it auch je tz t w ieder Ge­
brauch zu m achen. Z w a r m acht die s tarke Inansp ruch ­
nahm e der K a m m e rn  m it anderen Aufgaben es unm ög­
lich , e twa jedes Stundungsgesuch eines G ewerbetreiben­
den zu p rü fen , es w urde aber die N o tw end igke it betont, 
daß in  den Fällen, in  denen bei den F inanzäm tern  über 
die R ic h tig k e it der zu treffenden E ntsche idung Z w e ife l 
bestehen, die zuständ igen Körperscha ften  gehört werden. 
Die Landesfinanzäm ter s ind der A n regung  beigetreten 
und haben die ihnen  u n te rs te llten  Stellen m it  entsprechen­
der W eisung versehen. W elche U nte rlagen  der am tliche n  
B e ru fsve rtre tu n g  zu r P rü fu ng  der W irtscha fts lage  des 
A n trags te lle rs  vorzulegen sind und  in  w elcher W eise die 
P rü fu ng  d u rch g e fü h rt w ird , w ird  von  den zuständigen 
K am m ern  bestim m t.

Es w ird  a usd rück lich  da rau f h ingew iesen, daß die E in ­
ho lung  des G utachtens zu e iner H inaussch iebung der 
F ä ll ig k e it der Steuern n ic h t fü h re n  d a rf. E ine B erück­
s ich tigung  des Gutachtens ko m m t n u r in  Frage, wenn es 
der F inanzbehörde zu e inem  so früh e n  Z e itp u n k t v o r­
lieg t, daß sie den A n tra gs te lle r noch vo r dem Fälligkeits-> 
tage bescheiden kann,
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"M  11 c S teuerstre itfä lle  :
Beleg und B ilanz  gR Rundschau (17)
4. Jahrgang, H e ft 28 EStG. K S tG .
1. O ktober 1931 8 *

Leitsätze tur Meuerstreitrane
Rund um die neuesten Entscheidungen für den Praktiker (17)

,7,*,-.4-*-̂ u-wainnir»or aderherste llung sich n ic h t m ehr
I. Richtig bewerten.

i .  D a s  W a h l r e c h t  d e r  §§ 19, 20 E S t G .
u n d  § 2 6 1  N r .  1 H G B .
a) Der Senat h ä lt daran fest, daß die in  den §§ I 9> 20 

EStG, e ingeräum ten  W ah lrech te  insow e it e in ­
zuschränken sind, als e in  nach ihnen  zulässiger 
B ilan zw e rt ordnungsm äßiger B uch fü h ru n g  w ider-

b) §P26ih Nr. 1 H G B . ha t fü r  den E inze lkau fm ann  
n ic h t unbed ing t G eltung. § 40 Abs. 2 HG B. geht 
vor. § 40 Abs. 2 läß t zu, den W e rt anzusetzen, 
der den Vermögensgegenständen bei B e rück­
s ich tigung  späterer N achrich ten  am  Stichtag 
o b je k tiv  zukam . Das g ilt  insbesondere, wenn 
die E ffektenkurse am  S tich tag kü n s tlich  beein­
flu ß t waren. (U . v. 13. n .  1930 V I  A  844/30 
§ 19 EStG.)

2. D e r  N e u b a u .
Die V erm utung , daß .die H erste llungskosten eines Neu­

baues dem gemeinen (T e il- )W e rt g le ichkom m en, g ilt  
auch bei A u fw endungen von Erwerbsgesellschaften fü r  
soziale Zwecke (neue B üroräum e fü r  die A ngeste llten). 
(U . v. 16. 4. 1931 I A  252 /30 . § 19 Abs. 1 EStG .)

3. H e r s t e l l u n g s a u f w a n d .
Es lie g t e in  a u f die Gebrauchsdauer der A n lage zu ver­

te ilender H erste llungsaufw and vor, wenn an Stelle einer

Z en tra lhe izung , deren W iederhe rs te llung  sich n ic h t m ehr 
lo h n t, S tockw erksheizungen e inge rich te t werden. F ür 
di> noch vorhandenen Teile der a lten  Heizungsanlage 
kann  un te r dem G esichtspunkt e iner außerordentlichen 
w irtsch a ftlich e n  A bnu tzung  der den A bnu tzungs­
absetzungen unterliegende Gesamtgebäudewert entspre­
chend gekü rz t werden. (U . v. 14. 4. I 931 V I  A  786/ 3 r 
§ 16 Abs. 2 EStG.)

4. G r u n d s t ü c k e  a u f  A b b r u c h .
Der W e rt des nackten  G rund und Bodens von  G rund­

stücken m it  darau f befindlichen zum  A bbruch  bestim m ten 
Gebäuden is t fü r  die Regel n ic h t n iedriger anzunehm en 
als der W e rt des G rundstücks m it  den noch darau f be­
find lichen  Gebäuden. (U . v. 9. 1. 1931 1 A  24S /3°  § r 9 
EStG.)

5. B e s o n d e r e  B e t r i e b s a n l a g e n  u n d  
B e t r i e b s g e b ä u d e .
a) Besondere Betriebsanlagen (K üh lan lage , e in­

beton ierte  G ärbottiche) können  besonders a k t i­
v ie r t  werden, auch w enn sie m it  den Betriebs­
gebäuden fest verbunden sind.
A ufw endungen au f e in  Betriebsgebäude, die 
durch Hereinschaffen besonderer Betriebsanlagen 
e rfo rd e rlich  werden, z. B. N iederreißen und 
W iede rau frich ten  von W änden be im  H ere in ­
schaffen von G ärbottichen, stellen einen Teil

b)

f« 10 D Steueraufgabe Nr. 9 
Um satzsteuer 
W echsel

Beleg und B ilanz
4. Jahrgang, H e ft 28 
1. O ktober 1931

Praktische Steuerschule /  S t e u e r a u f  g a b e Nr. 9 (AHgem. A n fänger-K ursus)

Lösungen zu dieser Aufgabe erbitlel die SehrifHeilung C arl F luhme , Berlin-Johannisthal, Fried-
cli'dt.TdßC/ 44 bis zunt 14. Oktober 1931» . • ? .

' j ) i e a besten Einsendungen werden m it je einer Buchprämie ausgezeichnet.

D ie  U m s a t z s t e u e r  l e i m  W e c h s e l -
v e r k e h r  (Fortsetzung der Aufgabe N r. 7).

1. Protestwechsel.
W enn e in  W echsel bei F ä llig k e it vom  A kzeptan ten  

n ic h t eingelöst w ird , so daß der W echsel mangels Z ah lung  
zu P rotest geht, so s ind h in s ic h tlic h  der steuerlichen  A us­
w irku n g e n  fo lgende Fälle  zu unterscheiden.

Der W echsel w a r vom  Ausste lle r n i c h t  z u m  D i s ­
k o n t  g e g e b e n .  In  diesem Falle  w a r also noch keine 
E innahm e aus dem W echsel zu r Um satzsteuer heran­
gezogen. Infolgedessen ha t die Erhebung des Protestes 
mangels Z a h lu n g  keine w eiteren steuerlichen Folgen.
E rs t w enn a u f G rund e iner W echselklage gezahlt w ird , 
w ären  die eingehenden Beträge fü r  um satzsteuerpflich tige 
L ie fe rungen  zu r Um satzsteuer heranzuziehen.

D er W echsel i  s t  von  einer B a n k  d i s k o n t i e r t  
w orden. D ie B a n k  belastet den Ausste lle r un te r Z u rü c k ­
gabe des p ro testie rten  Wechsels fü r  den G egenwert zu­
züg lich  Spesen auf seinem K o n to . H ie r is t anzunehm en, 
daß eine Z u rückgew ährung  eines vere innahm ten  E n t­
gelts vo rlie g t. Der von der B a n k  belastete B etrag kann  
daher bis zu r Höhe des aus der D isko n tie ru n g  vere in ­
nahm ten  E ntge lts  von der G esam teinnahm e in  dem 
Steuerabschnitt, in  dem die Be lastung e rfo lg t, abgesetzt 
werden Es is t also n ic h t die vo lle  W echselsum m e, son­
dern r.u r der aus der D isko n tie ru n g  ve re innahm te  und 
zu r Um satzsteuer herangezogene B etrag  (also W echsel­
summe abzüglich  D isko n t und Spesen) w ieder abzusetzen.

N a tü rlic h  is t dann, w enn eine Absetzung vorgenom m en 
w ird , e in  später in fo lge  e iner W echselk lage oder sonst 
eingehender Betrag, soweit er die Forde rung  aus der 
um satzs teuerp flich tigen  W a ren lie fe ru n g  u n  e wa e 
rechnete U nkosten  fü r  eigene A rb e it des Ausste llers des 
W echsels t i lg t ,  w ieder als vere innahm tes um satzsteuer­
p flich tiges E n tg e lt anzugeben.

Gehen n ic h t die vo llen  Beträge fü r  den Protestwechsel 
e in, sondern n u r Teilbeträge, e tw a in fo lge  eines Verg le ichs 
oder K onkurses des A kzeptan ten , so s ind n u r diese l e i ­
beträge, sow eit sie a n te ilig  au f die Forde rung  aus um satz­
s teuerp flich tige r W aren lie fe rung  und  U nkosten  fü r  eigene 
T ä tig k e it des Ausste llers des W echsels en tfa llen , zur U m ­
satzsteuer anzugeben.

W e is . p ro lo n Si« r t w ird , d ,d  
an Stelle des ersten Wechsels e in  neuer W echsel m it  einem 
neuen F ä lligke its tage  gegeben w ird , und  dieser 
W echsel durch  D isko n tie ru n g  zu r E in lösung  des ersten 
W echsels bei F ä ll ig k e it ve rw and t w ird , so is t der durch 
die D isko n tie ru n g  des neuen W echsels ve re innahm t - 
trag  n ic h t als vere innahm tes um satzsteuerpflich tiges E n t­
ge lt anzusehen, w e il m it  diesem Betrage keine Forderung 
aus u m s itzs te u e rp flich tig e r W a ren lie fe ru n g  ge 1 g ’
Das fü r  die W a ren lie fe ru n g  erha ltene E n tg e lt is t bereits 
bei der D isko n tie ru n g  des ersten W echsels versteuert w o r­
den. D er aus der D isko n tie ru n g  des neuenW ech:sels v i:r- 
e innahm te  Betrag wäre v ie lm ehr au f G rund des § 2 Z iff.  2
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der Anschaffungskosten der besonderen Be­
triebsan lagen dar und sind daher bei gesonderter 
A k tiv ie ru n g  der Betriebsanlagen dem betr. Son­
derkon to  und n ic h t dem Gebäudekonto zuzu­
setzen. (U . v. 14. 4. 1931 V I  A 9 7 ö/ 29§ 19 EStG.)

6. W i r t s c h a f t l i c h e  u n d  t e c h n i s c h e  
N u t z u n g s d a u e r .

Is t die voraussichtliche w irtsch a ftlich e  Nutzungsdauer 
eines Gegenstandes kü rze r als seine technische Lebens­
dauer, so is t s teuerlich  die erstere maßgebend, n ich t etwa 
der D u rchsch n itt aus den beiden Ze iträum en . (U . v. 6. 5. 
1931 V I  A  962/31 § 16 EStG.)

I I .  Veräußerungsgewinn und die Vergünstigungen 
des § 58 EStG.
1. Z w a n g b e w i r t s c h a f t e t e s  G r u n d s t ü c k  

d e r  O H .
D ie V ero rdnung  über S teuervergünstigung bei der Ver­

äußerung zw angbew irtscha fte te r G rundstücke vom  12. 4. 
1927 (R S tB l, 1927 S. 110) kann  bei der e inhe itlichen  Fest­
s te llung  des Gewinns einer Offenen Handelsgesellschaft 
n ic h t zu R aum  kom m en, sondern erst bei der V eran­
lagung der Gesellschafter. (U . v. 13. 5. 1931 V I  A  1001/31 
§ 58 EStG.)

2. D e m  B e t r i e b e  e n t n o m m e n e s  H a u s ­
g r u n d s t ü c k .

D ie  V ergünstigung  der §§ 30, 32, 58 EStG, fü r  V er­
äußerungen von Teilen eines Betriebs t r i t t  n ic h t e in, wenn 
led ig lich  ein Sachgegenstand (H ausgrundstück) aus dem 
Betrieb en tnom m en oder veräußert w ird . (U . v. 13. 5. 
1931 V I  A  987/31 § 58 EStG.)

3. V e r l u s t e .
Treffen nach § 58 begünstigte E in k ü n fte  m it  Verlusten 

aus derselben E inkom m ensa rt oder aus anderen E in ­
kom m ensarten zusammen, so ha t der A usg le ich dieser

U StG , um satzsteuerfre i, w e il es sich dabei um  einen 
W echse lve rkau f handelt.
3. Weitergabe von Kunden wechseln.

W enn der K unde K . fü r  eine s teuerp flich tige  Le is tung  
seinem L ie fe ran ten  L . e inen W echsel g ib t, der das A kzept 
von  K . ’s K unden  A . trä g t und das Indossam ent von  K ., 
so besteht zw ischen L . und A . e in reines wechselrecht­
liches V e rh ä ltn is . W enn  L . den W echsel bei F ä llig k e it 
dem A . zu r Z a h lu n g  p räsen tie rt, so za h lt A . n u r a u f G rund 
des w echse lrechtlichen Verhältnisses. Es is t aber ver­
ke h rt, deswegen etw a S teuerfre ihe it fü r  den vere in ­
nahm ten  B etrag bei L . anzunehm en. D enn L . w ird  m it 
dieser Z a h lu n g  als G läub iger seines K unden  K . fü r  eine 
um satzsteuerp flich tige  L ie fe rung  be fried ig t. Deshalb 
is t der aus der E in lösung  des W echsels vere innahm te  Be­
tra g  bei L . eine um satzsteuerp flich tige  E innahm e.

W enn im  vorstehenden Fa lle  sowohl der K unde K . wie 
dessen K unde A . zah lungsun fäh ig  werden, im  K o n ku rs ­
ve rfah ren  der beiden aber die W echse lfo rderung  aner­
k a n n t w ird , so s ind die darau f gezahlten Quoten bei L. 
nach E ingang s teuerp flich tig . Es is t g le ich g ü ltig , ob sie 
von  K . oder von  A . gezahlt w erden ; m it  den Zah lungen  
w ird  jeden fa lls  die aus e iner um satzsteuerp flich tigen  L ie fe ­
ru n g  des L . entstandene Forderung  ge tilg t.
4. Sonstiges.

A u f A n fra ge n  bei der Aufgabe N r. 7 is t da rau f h in zu ­
weisen, daß die Frage nach der S teuerp flich t von  wechsel­
m äßigen E n tge lten  n u r von  Bedeutung is t bei der U m satz­
versteuerung nach vere innahm ten  E ntge lten , also nach 
dem Is t. Bei der Besteuerung nach dem Soll, d. h. nach 
vere inbarten  E n tge lten , is t es ohne Bedeutung, w ann  und 
w ie  gezahlt w ird . E rs t Protestwechsel, Übernahm e des 
D iskon ts  seitens des Ausste llers eines W echsels usw. 
w ürden  auch bei dieser F o rm  der V ersteuerung durch  
Absetzungen an den ve re inbarten  E n tge lten  zu berück­
s ich tigen  sein.

E i n i g e  A u f g a b e n  f ü r  S i e :
1. D er K a u fm a n n  A . e rh ie lt fü r  eine um satzsteuer­

p flich tig e  L ie fe ru n g  am  14. 2. 1931 von  seinem Kunden 
B. einen W echsel über RM . 4000.— . Der W echsel w ar
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Verluste g rundsä tz lich  bei der E rm itte lu n g  des sonstigen 
pos itiven  E inkom m ens bis zu dessen A u fzeh rung  zu er­
fo lgen. (U . v. 29. 4. 1931 V I A  411/31 S. 28, 310. § 58 
EStG.)

4. Ü b e r  m e h r e r e  J a h r e  s i c h  e r s t r e k -  
k e n d e  T ä t i g k e i t .

E ine über m ehrere Jahre sich erstreckende T ä tig ke it 
im  Sinne des§ 58 lie g t dann vor, wenn die T ä tig ke it in  m ehr 
als einen Steuerabschnitt gefallen is t und länger als zw ö lf 
Monate gedauert hat. (U . v. 25. 3. 1931 V I  A  1961/30 
§ 58 EStG.)

I I I .  Einnahmen.
1. B a u k o s t e n z u s c h ü s s e .

Im  Gegensatz zu r b isherigen R echtsprechung des R F H . 
sind Baukostenzuschüsse, die der M ie te r dem V erm iete r 
zah lt, n ic h t als M ie te innahm en des V erm ieters, die ih m  
im  Jahre der Z ah lu n g  zufließen, zu behandeln. (U . v. 4. 2. 
1931 V I  A  712/30 § 38 EStG.)

2. I n  D a r l e h e n  u m g e w a n d e l t e r  G e ­
w i n n a n t e i l .

U m w and lung  des stehengebliebenen G ew innante ils 
eines s tille n  Gesellschafters in  ein D arlehen fü r  eine neu 
gegründete Offene Handelsgesellschaft kan n  V erfügung  
—  und d a m it Zufließen, kann  aber auch erzwungene 
S tundung bedeuten. (U . v. 3. 6. 1931 V I  A  844/30 § 11 
EStG.)

3. K a p i t a l e r h ö h u n g .
Z u r  B eu rte ilu ng  des Falles, daß e in  aus den M itg lie ­

dern des A u fs ich ts ra ts  und des Vorstandes e iner A k t ie n ­
gesellschaft bestehendes K o n so rtiu m  eine K a p ita l­
e rhöhung dieser Gesellschaft d u rc h fü h rt.

Der h ierbe i erz ie lte  G ewinn kan n  u n te r U m ständen 
fü r  die e inzelnen K onsorten  nach § 35 Abs. 1 N r. 2 oder 
§ 41 EStG , s teue rp flich tig  sein. (U . v. 25. 3. 1931 V I  A  
182/31 § 6 EStG.)

n ic h t zum  D isko n t zu bringen, so daß A . ih n  behalten 
m ußte. E r m achte eine D iskon trechnung  über R M . 100.—  
auf, die am  1. 4. 1931 eingingen. Der W echsel w urde am  
F ä lligke its tage  n ic h t e ingelöst. A . erhob W echselklage 
und bekam  d a ra u fh in  am  1. 7. 1931 R M . 2000.— , am  
1 .8 .1 9 3 1  R M . 2000.—  und am 1. 9. 1931 RM . 500;—  
fü r  Kosten.

2. D er F a b r ik a n t F. h a t von  seinem K unden K . fü r  
eine von  der F a b rik  gelie ferte  Maschine einen W echsel 
über R M . 2000.—  am  15. 3. 1931 e rha lten . Der W echsel 
w urde zum  D isko n t gegeben, w o fü r von  der B a n k  RM . 1940 
gutgeschrieben w urden. K . za h lt am  15. 4. 1931 RM . 60 
fü r  D iskontspesen an F . Da der W echsel am  F ä llig ke its ­
tage von  dem A kzep tan ten  K . n ic h t e ingelöst wurde, 
w urde F. von  der B ank  fü r  den W echsel und K osten per
15. 6. 1931 m it  R M . 2020.—  belastet. K . h a t inzw ischen * 
e in gerich tliches V erg le ichsve rfah ren  beantragt. F . er­
h ie lt au f seine Forderung  (m it  Kosten) von RM . 2030.—  
im  4. V ie r te lja h r  1931 R M . 1015.—  ausbezahlt.

3. N. ha t dem Besitzer eines Lastzuges einen A nhänger 
ge lie fe rt fü r  RM . 8000.— . P. zah lte  am  21. 3. I 931 
RM . 600.—  in  b a r; er gab w e ite r einen Kundenwechsel 
über R M . 400.—  und  eigene W echsel über S ^ a l RM . 500.- 
per 21. 4., 21. 5. und  21. 6. 1931 und einen W echsel über 
RM . 5500.—  per 21. 6. 1931, die sä m tlich  von  N. zum  
D isko n t gegeben w urden. H ie ra u f berechnete die dis­
kontie rende B ank  RM . 200.—  fü r  Z insen und  Spesen.
Die k le in e n  W echsel werden bei F ä ll ig k e it e ingelöst, 
w ährend P. fü r  den großen W echsel am  15. 6. 1931 w ieder 
2 W echsel über je  RM . 500.— , einen W echsel über 
RM . 700.—  (erste D iskon trechnung  w a r zugesetzt) und 
einen w e ite ren  W echsel über RM . 4000.—  g ib t. D ie aus dem 
D isko n t dieser 4 neuen W echsel e rha ltenen R M . 547°-—  
benutzte N. zu r E in lösung  des ersten W echsels über 
RM . S500.— . So w ird  die A b w ic k lu n g  fo rtgese tzt bis 
zu r Bezahlung der R M . 8000.—  und der entstehenden 
D iskontspesen.

W ie  sind diese Fälle  um satzs teuerrech tlich  zu be­
handeln , w enn nach ve re innahm ten  E n tge lten  versteuert 
w ird ?  D r. H . F. P 1 i  n  k  e.

1
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Beleg und B ilanz 
4. Jahrgang, H e ft 28 
x. O ktober 1931 s 12 B era tung : W erbungskosten (F re ie  Berufe) 

H a ftu n g  (Lohnsteuer) —  N euveran lagung 
(Gewerbesteuer) —  Geldstrafen

Aus dem Tagebuch des Beraters
Für die Beantwortung von Fachiragen gilt folgendes:

Auslcunttsnebühr von R M . 3.— , fü r jede weitere angefangene B rie f seile K M . 4. erlioben
2 Jede weitere Beratung innerhalb des gleichen Vierteljahres kostet je ange)fangene Bnefseüe R M . 4. .
3 Jeder Anfrage ist die laufende Bezugsgeldquittung imd Freiumschlag ^

Rpi Anträaen auf Auskunft w ird  das Einverständnis m it den Bedingungen nach Z iffe r 1 u. ~  9
4 S Ä i n f l g Z ’hr w ird  Rechnung erteilt. Der Betrag ist auf die m  Kopf jedes Heftes ange-

gebenen Geldkonten der Muth'sehen V erlagsbwhhandlung  «  44
5. Sämtliche Anfragen sind zu richten an Carl Fluhme, Berlin-Johannisthal, Friedricnstraise

Beantwortung erfolgt in  der Reihenfolge des Eingangs.

Durchschnittsätze für Werbungskosten der freien 
Berufe (E S tG . § 46).
E ine r Entscheidung des O berverw a ltungsgerich ts im  

F ragefa lle  bedarf es nach m einer A u ffassung  n ich t, m ir  
is t auch eine solche Entsche idung n ic h t bekannt, was 
w oh l d a m it Zusammenhängen w ird , daß die H andhabung 
sich aus den unm itte lb a ren  gesetzlichen U nterlagen  er­
g ib t Jedenfa lls lie g t die Sache im  F rage fa ll so, daß Sie 
bei e inem  A rz t  die ta tsäch lichen  Ausgaben als W erbungs­
kosten un te r besonderem Nachweis bei der Gewerbesteuer 
abgezogen haben, w ährend der Gewerbesteuerausschuß 
n u r 35 %  als Höchstsatz fü r  einen A rz t m it  K ra ftw a g e n  
zulassen w il l .  Der Gewerbesteuerausschuß b e ru ft sich 
hierbei a u f die V ero rdnung  vom  30. 1. 1930 (R S tB l. S. 81) 
und vom  29. 1. 1931 (R S tB l. S. 74). O ffenbar ve rs te ift 
sich der Gewerbesteuerausschuß hierbei a u f die W orte  des 
Erlasses zu r F rü h ja h rs  Veranlagung 1930 „ f ü r  die darüber 
hinausgehenden E innahm en  sollen weitere Pauschsätze 
aber n ic h t m ehr gelten“ .

Es is t ganz o ffens ich tlich , daß der Gewerbesteuer­
ausschuß h ie r e inem  grundsä tz lichen  I r r tu m  un te rlieg t, 
der sich du rch  n ich ts rech tfe rtigen  läßt. Außerdem  m uß 
m an dem Gewerbesteuerausschuß den V o rw u rf m achen, 
daß er die V erordnungen, au f die er sich selbst be ru ft, 
n u r so w e it liest, als es ih m  paßt.

In  dem erw ähn ten  E rlaß  zu r F rüh ja h rsve ra n lag u n g  
1930 (S. 2209/6 vom  30. 1. 1930) heißt es u n t^ r A V  ^ bs- 3> 
u n m itte lb a r nachdem  e in  Beispiel (A rz t!)  über die A n ­
wendung der Pauschsätze gegeben worden ist, w ö rtl ic h  : 

Haben die Angehörigen  der fre ien  Berufe ta tsäch lich  
höhere W erbungskosten, so b le ib t es ihnen  überlassen, 
diese höheren W erbungskosten nachzuw eisen; das kann  
S teuerpflich tigen m it  so hohen E innahm en unbedenklich  
zugem utet w erden. S e lbstverständ lich  w ird  es auch bei 
diesen A ngehörigen  der fre ie n  B erufe  Ausgaben geben, 
die sich n ic h t buchm äßig  im  e inzelnen nachweisen lassen. 
Ic h  nenne insbesondere die F ahrkosten  und  die Auslagen 
a u f e iner be ru flichen  Reise, die n ic h t besonders ersetzt 
w erden. F ü r solche Ausgaben so ll auch bei hohen E in ­
nahm en e in  E inze lnachw e is ohne besonderen A n laß  n ic h t 
ve rlang t w erden ; es e m p fieh lt s ich, fü r  derartige  k le ine  
Ausgaben einen angemessenen Schätzungsbetrag anzu­
setzen.“

Ferner b es tim m t die V ero rdnung  über die Festsetzung 
von D u rchschn ittsä tzen  fü r  die W erbungskosten bei A n ­
gehörigen der fre ien  Berufe vom  30. 1. 1931 in  genau dem­
selben S teuerb la tt im  § 3, daß, w enn der S teuerpflich tige 
in  se iner S teuererk lä rung  abweichende Angaben m acht, 
die er entweder beweist oder so belegt, daß eine von  dem 
D u rchschn ittsa tz  abweichende Festsetzung geboten ist, 
die sich h ie rnach  ergebenden ta tsäch lichen  Ausgaben an 
Stelle des D urchschn ittsa tzes abzuziehen sind.

Das is t nach m e ine r A n s ich t k la r  und deu tlich  genug.
Es is t ja  e igen tlich  überflüssig , dem Gewerbesteueraus­

schuß nun  auch noch nachzuw eisen, daß diese B estim ­

m ungen über die ta tsäch lichen  und nachweisbaren W er­
bungskosten auch fü r  die Gewerbeertragsteuer A nw en­
dung zu finden haben, zum al s ich der Ausschuß a u f d ie  
Verordnungen selbst be ru ft, a lle rd ings n u r sow eit es ih m  
paßt. Gesetzliche G rundlage is t die B estim m ung des § 5 
Abs. 1 G ew StV O ., wonach der Gewerbeertrag nach den 
B estim m ungen des Reichseinkomm ensteuergesetzes über 
das steuerbare E inkom m en  aus Gewerbebetrieb und  dessen 
E rm itt lu n g  festgeste llt w ird . Dazu sagt H  o g in  seinem 
K om m e n ta r zu r preußischen Gewerbesteuer u n te r aus­
d rü ck lich e r A n fü h ru n g  des § 46 ES tG ., der ja  b ekann tlich  
die grundlegende B estim m ung über die Besteuerung 
nach D urchschn ittsä tzen  e n th ä lt und diese ausd rück lich  
n u r als „H i l fs m it te l  fü r  die Besteuerung“  bezeichnet, 
fo lgendes: „M a c h t der S teuerp flich tige  in  seiner Steuer­
e rk lä ru n g  abweichende Angaben, die er entweder be­
w e ist oder so belegt, daß eine von dem D urchschn ittsa tze  
abweichende Festsetzung geboten is t, so s ind  die sich 
ergebenden ta tsäch lichen  Ausgaben an Stelle des D u rch ­
schnittsatzes abzuziehen.“

Es is t also gar ke in  Z w e ife l, daß die D urchschn ittsa tze  
n u r Höchstsätze b ilden  fü r  die A nw endung  von  Pausch­
sätzen beim  A bzug von W erbungskosten. Der ta tsächliche 
Nachweis und  Beleg höherer W erbungskosten und die 
A ne rke nn u n g  dieses Nachweises und  Beleges w ird  dadurch 
in  ke ine r W eise be rü h rt. D er Gewerbesteuerausschuß 
m uß die höher nachgewiesenen W erbungskosten als 
abzugsfähig zulassen.

Wann keine Haftung des AG. für Lohnsteuer?
(R A O . a. F. § 6).
Ich  finde heute eine Entsche idung, die s ich m it  Ih re r  

Frage betreffend der H a ftu n g  des G astw irts  fü r  die Lohn- 
Steuer des K e llners  ausd rück lich  befaßt. Diese Entschei- 
düng s ta m m t vom  14. A p r il 1931 und 8eht un.ter dem 
A ktenze ichen  V I  A 1775/ 3°- Sie befaßt sich m it  genau 
demselben F a ll, in  dem sich d re i K e lln e r w eigerten, die 
Lohnsteuerbeträge von den e inkassie rten  Geldern e in" 
sch ließ lich  der Bedienungszuschläge an den G astw irt

In Sder Begründung w ird  u. a. gesagt, daß die Grundlage 
der Lohns teuerab füh rung  durch  den A rbe itgeber m ent 
gegeben is t, „w e n n  bei der T rinkge lderab lösung der 
A rbe itnehm er die A rb e itsve rg ü tu n g  von dem Gaste u n ­
m itte lb a r v o ll in  die H and bekom m t. Das e rfo rd e rt be­
sonders genaue P rü fung , ob bei e inem  steuerw i rigen  e 
ha lten  des A rbe itnehm ers es w e ite rh in  ge rech tfe rtig t is t, 
s ich auch dann in  erster L in ie  an den A rbe itgeber zu 
ha lten. D ie Beschw erdeführerin  w e ist m it  Recht darauf 
h in , daß h ie r die Lage des Arbeitgebers eine besonders 
ungünstige  sein kann . M an w ird  zw ar davon auszugehen 
haben, daß eine W e ige rung  des A rbe itnehm ers, steuer­
liche  P flich te n  zu e rfü llen , die ih m  ob legen , fü r  die aber 
das Gesetz auch und in  erster L im e  den A rbe itgeber ver- 
a n tw o rtlic h  m acht, un te r Um ständen eine so fo rtige  E n t-
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lassung des A rbe itnehm ers durch  den A rbe itgeber recht- 
fe rtigen  kann. Zuzugeben is t aber, daß eine solche Maß­
nahm e dem Arbe itgeber, besonders bei e inem  Bade- und 
Saisonbetrieb, w ie  er h ie r vo rlieg t, n ic h t ohne weiteres 
zuzum uten  ist. A u ch  eine A n ru fu n g  der bürge rlichen  
Gerichte w ird  m an dem Arbe itgeber zunächst jeden fa lls  
regelm äßig n ic h t zum uten  können angesichts des m it 
Recht von der B eschw erdeführerin  betonten Umstandes, 
daß das F ina n za m t unm itte lba re  Zw angs- und  D u rch ­
fü h rungsm ög lichke iten  gegen den A rbe itnehm er hat. 
Diese Verhä ltn isse müssen dazu füh ren , daß h ie r im  
W eigerungsfä lle  des A rbe itnehm ers, zu r Lohnsteuer­
behandlung m itz u w irk e n , der A rbe itgeber beanspruchen 
kann , daß nunm ehr das F inanzam t e in g re ift, die Ver­
hältn isse p rü f t  und  je  nach dem Ergebnis dieser P rü fung  
gegen den A rbe itnehm er vorgeh t. M it  Recht w e ist die 
B eschw erdeführerin  da rau f h in , daß andern fa lls  die Ge­
fa h r bestünde, daß sich ve rm e h rt A rbe itnehm er bei dieser 
A r t  der Lohnza h lu n g  ve rle iten  lassen könn ten , ih re  
schuldige M itw irk u n g  zu r Lohnsteuerbehandlung zu ve r­
w eigern. F ü h r t e in nach festgestellten Um ständen ge­
rech tfe rtig tes  Vorgehen gegen den A rbe itnehm er n ic h t 
zum  Z ie l, a lsdann kann  auch h ie r w ieder au f den A rb e it­
geber zu rückzug re ifen  sein. G re ift aber bei so lcher Lage 
tro tz  Ansuchens des Arbeitgebers das F inanzam t n ic h t 
ein, dann is t es a lle rd ings überhaupt als u n b illig  anzu­
erkennen, w enn hernach nach M onaten w ieder au f den 
Arbe itgeber zurückgegriffen  w ird . W ie  das Gesetz un te r 
den Voraussetzungen des § 78 Abs. 2 N r. 2 EStG, den 
A rbe itnehm er von  der H a ftu n g  fü r  seine eigene, n ich t 
dem F inanzam t abgeführte  Lohnsteuer v ö llig  fre i läßt, 
so muß es so lchenfa lls  aus B illigke itse rw ägungen  als 
ge rech tfe rtig t a n e rka n n t werden, daß der A rbe itgeber 
von der H a ftu n g  fü r  die Lohnsteuer ebenfalls ausnahm s­
weise endgü ltig  fre i w ird .“

Diese Entsche idung is t ergangen zu § 6 R AO . a. F. 
( je tz t § 11), woraus sich e rg ib t, daß m eine Ihnen  k ü rz lic h  
m itge te ilte  A u ffassung  ta tsäch lich  zu R echt besteht. Dem 
F inanzam t gegenüber können Sie s ich also u n m itte lb a r 
a u f die genannte Entsche idung berufen.

Neuveranlagung bei der Gewerbesteuer.
Ich  ha lte  die von B rönner in  dem Zeitungsausschn itt 

vertretene A uffassung, daß die Gemeinden die Gewerbe­
steuer n u r fü r  die vorhergehenden dre i Rechnungsjahre 
nach fo rde rn  dürfen , tro tz  der Entsche idung des Ober­
verw altungsgerich ts  vom  21. Januar 193°  n ic h t fü r
r ic h tig . . ,

Ich  gehe dabei davon aus, daß die E n tsche idung V I I I  
C 5 /30  vom  14. 2. 1931 später lie g t und g rundsä tz lich  die 
A n w endba rke it des § 84 des Kom m unalabgabengesetzes 
ve rn e in t. D a m it is t aber der § 222 R A O . (frü h e r § 212) 
v o ll in  seine Rechte getreten. Es is t ja  auch bereits 
g rundsä tz lich  du rch  die oben e rw ähn te  Entscheidung 
a n e rkann t w orden, daß eine N euveran lagung bei V o r­
liegen neuer Tatsachen ge rech tfe rtig t is t. Der § 222 R AO . 
bezieht s ich nun  w iede rho lt h in s ich tlich  seiner A nw end­
b a rk e it a u f die V e rjäh rungs fris ten .

Nach § 19 der G ew erbesteuerverordnung finden h ie r 
aber die V o rsch rifte n  der §§ 120 bis 126 R A O . a lte r Fas­
sung Anw endung. Nach § 121 R AO . a. F. be trägt aber 
die V e rjä h ru n g s fris t bei Ansprüchen a u f die Steuern

Verantwortlich für den Textteil: Carl Fluh me, Berlin-Johannisthal, 
Friedrichstraße 44, für den Anzeigentoll: K. Klaus, Stuttgart, 
Furtbachstraße 18.

Unverlangt eingesandte Manuskripte bleiben ohne jegliche Haftung 
der Schriftleitung und des Verlages. Rücksendung nur, falls 
dafür Porto beigefügt ist.

Nackdruok aus dieser Zeitschrift ist nur m it ausdrücklicher Ge­
nehmigung der Schriftleitung und dann nur unter genauer 
Quellenangabe gestattet.

Beratung und Auskunft: Erste Beratung innerhalb eines Vierteljahrs 
kostenfrei, soweit diese Auskunft eine Briefseite nicht über­
schreitet. DiesoVergünstigung gilt jeweils nur bis zum Ablauf des 
betreffenden Vierteljahres. Für die erste darüber hinausgehendo 
Briefseite RH. 3.— Auskunftsgebühr, für jede weitere ange-
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außerhalb der Z ö lle  und Verbrauchsteuern 5 Jahre, bei 
h interzogenen Beträgen 10 Jahre.

Nach § 122 R A O . a. F . beg innt die V e rjä h ru n g  m it 
A b la u f des Jahres, in  dem der A nspruch  entstanden ist.

F ü r den F ra g e fa ll w ürde zum  wenigsten die V e rjä h ­
run g s fris t von S Jahren  anzuwenden sein. D a m it is t aber 
g le ichze itig  gesagt, daß bezüglich der Vornahm e der Neu­
veran lagung und der Jahre, au f die sie sich erstreckt, die 
M aßnahme der Gemeinde als berechtig t anzuerkennen 
ist. Ob sie sonst berech tig t is t, also aus anderen sach­
lichen  und rech tlichen  Gründen, is t h ie r n ic h t zu er­
ö rte rn , zum al Angaben h ie rüber auch n ic h t vorliegen.

Ic h  habe v o r längerer Z e it schon e inm al a u f eine V er­
ö ffen tlichung  von  B rönner hingewiesen, die ebenfalls nu r 
dazu be itrug , Z w e ife l und U ns iche rhe it in  die Kre ise der 
S teuerpflich tigen h ine inzu tragen. E in  solcher F a ll lieg t 
auch h ie r w ieder vor. D ie Rechtslage is t nach m einer 
A u ffassung  durch  die Entsche idung des O berverw al­
tungsgerich ts vom  14. 2. 1931 vo llkom m en  gek lä rt.

In  Ih re m  Falle  ko m m t nun noch h inzu , daß Sie die 
R e ch tsm itte lfr is t gegen die N euveran lagung haben ve r­
stre ichen lassen. Inso fe rn  sind Sie im  Ir r tu m , wenn Sie 
glauben, daß bei Z u tre ffen  der Rechtsauffassung Brön- 
ners heute noch etwas un ternom m en werden könnte . 
Der oder die Bescheide sind frag los re ch tsk rä ftig  ge­
worden.

Ic h  ka n n  also aus zwei G ründen ein Vorgehen n ich t 
em pfeh len :
1. w e il B rönners A r t ik e l nach m einer A u ffassung n ich t 

z u tr ifft,
2. w e il nach A b la u f der R e ch tsm itte lfris ten  ohneh in  n ichts 

m ehr un ternom m en werden kann.

Geldstrafen bei natürlichen und juristischen Per­
sonen.
Die Geldstrafe wegen S teuerh in te rz iehung muß im  

F ragefa lle  dem E inkom m en  h inzugerechnet werden, sie 
is t also n ic h t absetzbar.

Das e rg ib t sich aus e iner Entsche idung V I  A  1147/28 
vom  31. O ktober 1928, der zufolge Geldstrafen g rundsätz­
lic h  n ic h t als W erbungskosten abgezogen werden können. 
Ausnahm en von diesem Grundsatz können insbesondere 
au f dem Gebiet der F o rm a l- und P o lize ide lik te  gerecht­
fe r t ig t sein. In  dem so entschiedenen Fa lle  handelte es 
sich ebenfa lls um  die Geldstrafe wegen E inkom m en- und 
U m satzsteuerh inte rz iehung bzw. -gefährdung.

Der V o lls tä n d ig ke it ha lber mache ich  au fm erksam  
au f eine Entsche idung V I A  1635/28 vom  6. 11. 1929, 
die die Geldstrafe des Geschäftsführers einer G. m . b. H . 
betra f. H ie r is t fo lgendermaßen entschieden:

Bei Bezahlung e iner Geldstrafe, die gegenüber dem 
G eschäftsführer e iner G. m . b. H . wegen einer im  In te r ­
esse der Gesellschaft begangenen S teuerh in terz iehung ver­
hängt wurde, durch  die Gesellschaft is t die Gesellschaft 
berechtig t, den gezahlten B etrag als Betriebsausgabe 
(W erbungskosten) abzusetzen. F ü r den G eschäftsführer 
lie g t in  Höhe der gezahlten Strafe A rb e its lo h n  vo r, dem­
gegenüber e in  A bzug in  Höhe der gezahlten Strafe als 
W erbungskosten n ic h t zulässig ist.

Es e rg ib t s ich daraus, daß je  nach Sachlage U n te r­
schiede bestehen zw ischen der B ehandlung der Geld­
s trafen bei n a tü rlich e n  und ju ris tisch en  Personen.

fangone Briofselte RM. 4.—. Jede weitere Beratung innerhalb 
dos gleichen Vierteljahrs pro Briefseite RM. 4.—. Bel Anträgen 
auf Auskunft wird das Einverständnis m it Vorstehendem vor­
ausgesetzt. (Postscheckkonto Stuttgart Nr. 9347 Muth’sche 
Verlagsbuchhandlung, Stuttgart.)

Abbestellungen des Bezugs müssen bis zum 20. des letzten Monats 
eines Vierteljahres beim Verlag eingegangen sein, andernfalls 
bleibt der Bezug für das folgende Vierteljahr bcstchon. 

Verhinderung dos Erscheinens durch höhere Gewalt, Strolks, Aus­
sperrung, Betriebstörungon usw. begründet keinen Anspruch 
auf Lieferung der Zeitschrift oder auf Rückzahlung des Be­
zugsgeldes, ebenso koinon Ersatzanspruch von Benutzern des 
Anzeigenteiles.

Erfüllungsort und Gerichtstand: Stuttgart.
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